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Editorial

VON ALEXANDER KRAUS
Die Volkswagenwerk AG und die Auswirkungen 
des ‚wilden (Italiener-)Streiks‘ von 1962
VON SIMON GOEKE

Abb. 1: Diese Seite stammt aus einem Fotoalbum Lino Caringis, in dem dieser seine Zeit als „Gastarbeiter“ in Wolfsburg thematisch geordnet hat. Die untere Fotografie – sie zeigt die Freunde auf der Berliner Brücke stehend, im 
Hintergrund das sogenannte Italienerdorf – stammt noch aus dem Sommer 1962. Sie bekommt durch den handschriftlichen Kommentar Caringis und einen Pfeil, der auf einen Freund auf der Fotografie zeigt, eine in jeglicher Hinsicht 
andere Bedeutung: „November 1962. (Zum Sterben kalt) Der Tod unseres Freundes wegen Krankheit und fehlender Ambulanz. 10.000 Italiener! 1 Doktor!! Pfui Teufel. Streik der Italiener. Ich und Carmine mit den Feuerwehrschläuchen 
gegen die Polizei. Unvergesslich.“ Seite 25 aus Lino Caringis Wolfsburg-Album, 1962; Private Sammlung Lino Caringi

Im November dieses Jahres liegt 
der ‚wilde Streik‘ der italienischen 
VW-Arbeiter in Wolfsburg 60 
Jahre zurück.* Die Volkswagen-
werk AG hatte erst etwas mehr 
als ein Jahr vor der aufsehenerre-
genden Arbeitsniederlegung mit 
der Anwerbung von Italienern 
begonnen, die ersten kamen am 
17. Januar in der niedersächsi-
schen Stadt im Zonengrenzgebiet 
an. Trotz vergleichsweise guten 
Wohn- und Lohnbedingungen 

brachten etwa 1.800 Migranten 
ihre Unzufriedenheit zum Aus-
druck, indem sie nachts bren-
nende Barrikaden errichteten 
und am 5. November 1962 nicht 
zur Frühschicht erschienen. Der 
Streik konnte schon am nächsten 
Tag befriedet werden, beeinfluss-
te aber die Betriebs- und Stadt-
politik nachhaltig. Er wurde zum 
Gegenstand für Notstandsübun-
gen, lenkte die Aufmerksamkeit 
der Neuen Linken auf die auslän-

dischen Beschäftigten und sorg-
te auch in der Historiografie für 
mitunter kontroverse Debatten. 

Anlass und Verlauf des 
Streiks

Ausgelöst wurden die Unruhen, 
darin ist sich die Forschung weit-
gehend einig, von der Sorge der 
aus Italien angeworbenen Arbei-
ter, nicht ausreichend medizi-
nisch versorgt zu sein. Nur zwei 

Tage vor dem Streik verstarb ein 
italienischer Arbeiter an einem 
Gehirnschlag (Abb. 1). Einen 
Tag später hatte ein italienischer 
Arbeiter offensichtlich zu viel kal-
tes Bier getrunken und litt unter 
starken Bauchschmerzen.1 Da der 
Betriebsarzt Sonntags nicht ar-
beitete, riefen die Kollegen einen 
Krankenwagen, der allerdings 
erst mehr als 40 Minuten später 
eintraf.2 Im Krankenhaus erholte 
sich der Arbeiter schnell von den 

Als die italienischen Arbeitsmi-
granten am 4. und 5. November 
1962 ihre Arbeit niederlegten und 
in einen ‚wilden Streik‘ traten, 
wurde deutschlandweit in den 
Medien über dieses zuvor kaum 
vorstellbare Ereignis – ein Streik 
von „Gastarbeitern“ – berichtet. 
„Posten sperrten Eingänge“ titelte 
die Wolfsburger Allgemeine Zei-
tung am 6. November; Lutz Kru-
sche schrieb in der Meinerzhage-
ner Zeitung am gleichen Tag von 
„Unruhen“ in der Volkswagen-
stadt, während die Bild-Zeitung 
reißerisch titelte: „Krawall mit 
Italienern. Streik im VW-Werk.“ 
Das Spandauer Volksblatt hatte 
sogar einen „Massenkrawall im 
Volkswagenwerk“ ausgemacht, 
das Offenburger Tageblatt wiede-
rum „Heftige Tumulte und Kra-
walle“, während die Goslarsche 
Zeitung konstatierte: „Italiener 
rebellieren in Wolfsburg“.

Auch in den folgenden Tagen 
ebbte die Berichterstattung nicht 
ab: Das Neue Deutschland er-
kannte einen „Ausnahmezustand 
in Wolfsburg“ (7. November 
1962); „100 kleine Italiener reis-
ten verärgert ab“, überschrieb die 
Niederhessische Zeitung am 8. No-
vember 1962 einen Bericht über 
die Folgen. 

Anlässlich des 60. Jubilä-
ums des ‚wilden Streiks‘ der ita-
lienischen Arbeitsmigranten im 
Volkswagenwerk haben wir den 
Historiker Simon Goeke, der sich 
in seiner Dissertation intensiv 
mit migrantischen Kämpfe und 
sozialen Bewegungen auseinan-
dergesetzt hat, darum gebeten, 
das Ereignis und seine Nach-
wirkungen umfassend zu analy-
sieren. Bislang unveröffentlichte 
Fotografien des Streiks aus dem 
Unternehmensarchiv, aus des-
sen Beständen auch der oben er-
folgte kurze Durchlauf durch die 
Presseberichterstattung erarbeitet 
wurde, begleiten seinen Text. Da-
neben richtet der Heimatforscher 
Willi Bauck im Interview seinen 
Blick auf die Aushandlungspro-
zesse zur kommunalen Gebiets-
reform und dem Wolfsburg-Ge-
setz aus dem Jahr 1972, das sich 
in diesem Jahr zum 50. Mal jähr-
te. Damals wurde die Stadt am 
Mittellandkanal über Nacht zur 
Großstadt.
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Bauchschmerzen. Dennoch ver-
mischten sich die beiden Vorfälle 
zu dem Gerücht, der an Bauch-
schmerzen leidende Arbeiter sei 
gestorben, weil kein Betriebsarzt 
vor Ort gewesen und der Kran-
kenwagen zu spät eingetroffen 
wäre.3 In den Unterkünften der 
italienischen Beschäftigten ver-
breiteten sich diese Nachrichten 
wie ein Lauffeuer. Mit einer Pro-
testdemonstration und der Blo-
ckade einer nahegelegenen Stra-
ße machten die Italiener auf die 
vermeintlichen Missstände auf-
merksam. Als gegen Mitternacht 
die Polizei erschien, brachen die 
Arbeiter die Blockade allerdings 
ab. Um ein Eindringen der Polizei 
in die Unterkünfte zu verhindern, 
wo diese Verantwortliche für die 
Blockade ausfindig hätte machen 
können, errichteten Teilnehmer 
des Protests brennende Barrika-
den. Die schnell eintreffende Feu-
erwehr wurde beim Löschen und 
Abbau dieser Barrikaden dann 
aber nicht behindert.4

Am nächsten Tag bildete sich 
eine kleinere Gruppe, die das 
Werkstor blockierte und zum 
Streik aufrief (Abb. 2 bis 4). Eine 
weitere Gruppe drückte ihren 
Protest durch einen Sitzstreik im 
Betrieb aus. Die örtliche Polizei 
hatte sich zwar Verstärkung aus 
Braunschweig geholt, griff aber 
nicht ein, da der Streik weitge-
hend ruhig verlief. Die Werkslei-
tung reagierte schnell und garan-
tierte, einen weiteren Arzt für die 
Wohnsiedlung einzustellen. Of-
fensichtlich hatten die Streiken-
den keine weiteren Forderungen 

vorgebracht, wodurch der Streik 
schnell befriedet werden konn-
te.5 Spätestens als der italienische 
Generalkonsul aus Hannover mit 
dem Hubschrauber eingeflogen 
wurde, beruhigte sich die Lage.6 
Im Nachgang des Streiks wurden 
70 Italiener entlassen, die von der 
Werksleitung als „Rädelsführer“ 
der Unruhen ausgemacht worden 
waren; 354 Migranten verließen 
den Betrieb und meist auch die 
Bundesrepublik freiwillig, weitere 
243 wurden wegen Vertragsbrü-
chigkeit oder gesundheitlichen 
Gründen entlassen.7 In der Fol-
ge stellte die Volkswagenwerk AG 
für neu ankommende italienische 
Arbeiter nur noch Halbjahresver-
träge aus, verschärfte das Aus-
wahlverfahren, ermöglichte aber 
Migranten, die sich aus Sicht des 
Unternehmens bewährt hatten, 
nach den ersten sechs Monaten 
auch eine unbefristete Beschäfti-
gung.8

Berichterstattung und 
Interpretationen der 

Geschichtswissenschaft

Mit ihrem Arbeitskampf im No-
vember 1962 waren die italieni-
schen Arbeiter bei Volkswagen 
Wolfsburg die ersten Migran-
ten, die mit einer Protestaktion 
bundesweit und sogar über die 
Bundesrepublik hinaus Aufsehen 
erregten. Die Krawalle und der 
Streik wurden in der Presse aber 
meist weniger als Ausdruck von 
Unzufriedenheit mit den Wohn- 
und Arbeitsbedingungen bei 
Volkswagen interpretiert, oder 

tatsächlich auf eine mangelnde 
medizinische Versorgung zurück-
geführt. Als Ursachen wurden 
vielmehr das vermeintlich süd-
ländische Temperament, Heim-
weh oder gar politische Motive 
ausgemacht. So endete beispiels-
weise ein Bericht über den Streik 
in der Zeit: 

„›Über eines ist man sich frei-
lich in Wolfsburg auch heute 
noch nicht im klaren? War es 
wirklich die angeblich man-
gelhafte ärztliche Betreu-
ung, war es Heimweh oder gar 
die fehlende ‚amore‘? Oder 
spielten politische Motive 
mit? ‚Eviva Chruschtschow‘ 
riefen einige der Italiener.“9

Auch die lokale Presse berichtete 
über die Ereignisse. Während die 
Wolfsburger Nachrichten bewusst 
keine Fotos vom Streikgeschehen 
abdruckten, um das Geschehene 
nicht zu dramatisieren, zeigen die 
drei Fotografien, die in der Wolfs-
burger Allgemeinen Zeitung abge-
druckt wurden, Menschenketten, 
mit Erdklumpen werfende Arbei-
ter und die aus Braunschweig hin-
zugezogenen Bereitschaftspolizis-
ten auf ihrem Einsatzfahrzeug.10 

Die Bild-Zeitung wiederum 
schilderte das Geschehen in ge-
wohnter Dramatik. Hier klang 
es noch einen Tag nach dem 
Streik fast so, als wenn ein lokaler 
Bürgerkrieg verhindert werden  
müsse: 

„In jeder Minute kann es in der 
‚Volkswagen-Stadt‘ Wolfs-

burg zu einem neuen Krawall 
kommen. Bereitschaftspoli-
zisten mit Karabinern und 
Maschinenpistolen bewaff-
net, patrouillieren durch die 
Strassen. Die Bevölkerung 
ist erregt. Niemand weiss, 
was kommen wird.“11

Einen Tag darauf zitierte die 
gleiche Zeitung einige der ita-
lienischen VW-Arbeiter und wies 
darauf hin, dass es nicht zu den 
„befürchteten Schlägereien zwi-
schen Arbeitswilligen und Strei-
kenden“ gekommen war.12 Die 
zitierten unzufriedenen Arbeiter 
äußern sich in diesem Bericht 
jedoch nicht zur Gesundheits-
versorgung, sondern beschweren 
sich über fehlende Sportplätze, 
den Wunsch nach einem eigenen 
Kino und rassistische Vorurteile. 

Auch die historische For-
schung schenkte dem eintägigen 
Ausstand erhebliche Aufmerk-
samkeit.13 Ralf und Hedwig Rich-
ter widersprachen dabei vielen 
Interpretationen des Streiks in 
wesentlichen Punkten und er-
gänzten das Bild der Ausländer-
beschäftigung bei Volkswagen 
um die Sicht der Arbeiter, die 
zurück nach Italien gegangen wa-
ren.14 Dabei konnten sie nachwei-
sen, dass die in der Historiografie 
oft als unzureichend dargestellten 
Wohnverhältnisse in der werksei-
genen „Italienersiedlung“ sich an 
damaligen Standards orientierten 
und weitaus besser waren als in 
vielen anderen „Gastarbeiterun-
terkünften“. Die deutsche Migra-
tionsgeschichtsschreibung sehen 

sie in einem „Opfer-Plot“ verhaf-
tet, der mit der Unterdrückung 
der Migrantinnen und Migranten 
beginne und über ihre Proteste 
zu einer mehr oder weniger er-
reichten Integration führe.15 Die-
ses Narrativ versperre den Blick 
auf den Eigensinn der Migrantin-
nen und Migranten und habe zu 
zahlreichen Fehlinterpretationen 
in der historischen Migrations-
forschung geführt.16

Tatsächlich können Richter 
und Richter, insbesondere was 
den Streik der italienischen Be-
legschaft bei Volkswagen angeht, 
einige Fehlannahmen richtig-
stellen. So ist beispielsweise eine 
generelle Unzufriedenheit der 
Italiener mit der Unterbringung 
in den betriebseigenen Wohn-
heimen, die immer wieder als Er-
klärung für den spontanen Streik 
herangeführt wurde, schlicht 
und einfach nicht belegbar. Die 
Wohnsiedlung an der Berliner 
Brücke galt als vorbildlich, wurde 
sogar in der italienischen kom-
munistischen Presse gelobt und 
kostete den Konzern etwa 900 
DM pro Wohnheimplatz im Jahr. 
Die Kritik an der Italienersied-
lung wurde auch erst wesentlich 
später, zu Beginn der 1970er Jah-
re, lauter und war auch dann nur 
für kurze Zeit und am stärksten 
von linken Gruppen, die die Mig-
rantinnen und Migranten agitie-
ren wollten, zu vernehmen.17

Auch die Interpretation des 
Streiks als Protest gegen die harten 
Bedingungen der Fließbandarbeit 
sehen Richter und Richter im „Op-
fer-Plot“ verhaftet und durch eine 

Abb. 2: Ihre Arme einander untergehakt blockieren italienische Arbeiter das Werkstor; Wolfsburg, 5. November 1962; Volkswagen Aktiengesellschaft
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umfassende quellenbasierte Ana-
lyse widerlegbar. Denn gerade die 
immer wieder als Ausdruck der 
Unzufriedenheit oder neue Pro-
testform gewertete hohe Fluktua-
tion und die verspätete Rückkehr 
aus dem Urlaub seien nicht höher 
gewesen als in anderen Betrieben 
und hätten ihre Ursache eigentlich 
darin, dass die Migranten in Ita-
lien weiterhin Landwirtschaft be-
trieben, Häuser bauten und durch 
ihre feudalistisch-bäuerliche 
Prägung unter Eingewöhnungs-
schwierigkeiten in die industrielle 
Arbeit litten.18

Dennoch dürfen auch die Si-
tuation im Wohnheim und die 
harte Fließbandarbeit bei der 
Suche nach Motiven nicht gänz-
lich außer Acht gelassen werden. 
Auch sie waren Ursachen für die 
von Richter und Richter angeführ-
te Isolation der Männer und ihre 
Sehnsucht nach Hause. Dabei ist 
es zunächst unerheblich, ob das 
Wohnheim an der Berliner Brücke 
im Vergleich zu anderen Wohn-
heimen als vorbildlich galt oder 
sogar die gesetzlichen Standards 
übertraf. Auch wenn es nicht da-
rum gehen kann, einen Vergleich 
mit heutigen Wohnstandards 
durchzuführen, muss doch allge-
mein davon ausgegangen werden, 
dass die Unterbringung in einer 
eingezäunten Wohnsiedlung auf 
dem Betriebsgelände, gemeinsam 
mit annähernd viertausend ande-
ren Männern, Spannungen und 
Unzufriedenheit auslösen konnte. 
Die Wohnsituation war höchst-
wahrscheinlich besser als in vie-

len anderen Betriebswohnheimen. 
Das Fehlen von Privatsphäre – in 
der Regel teilten sich drei Männer 
einen Schlafraum –, die Isolation 
von der Stadt, und die Abwesen-
heit der Familie konnten nichts-
destotrotz belastend gewesen sein 
und zu Unzufriedenheit geführt 
haben.19

Dafür spricht auch, dass viele 
italienische Beschäftigte verspätet 
aus dem Urlaub zurückkehrten, 
ohne formelle Kündigung das Ar-
beitsverhältnis spontan beendeten, 
oder tageweise fernblieben und ei-
nen hohen Krankenstand aufwie-
sen. Diese Phänomene lassen sich 
nicht allein als Anpassungsschwie-
rigkeiten einer landwirtschaftlich 
geprägten Arbeiterschaft an die 
Bedingungen der Industriearbeit 
beschreiben, sondern sind zu-
gleich ein Ausdruck von Unzu-
friedenheit und Widerstand gegen 
die fordistische Arbeitsorganisa-
tion. Auch wenn es sich nicht um 
bewusste kollektive Formen des 
Widerstands handelt, zwangen sie 
die Werksleitung doch dazu, die 
Situation der ausländischen Be-
schäftigten zu verbessern, um die 
Fluktuation gering zu halten. 

Dessen ungeachtet hatten der 
Streik und die Proteste Anfang 
November 1962, wie Richter und 
Richter erstmals nachweisen, auch 
andere Hintergründe, die nicht un-
bedingt und vor allem keineswegs 
allein in den Arbeits- und Wohn-
verhältnissen zu finden waren. Die 
Presseberichterstattung gab bereits 
wichtige Hinweise darauf, dass der 
Streik vielmehr eine allgemeine 

Unzufriedenheit der Italiener mit 
dem Leben in Wolfsburg zum 
Ausdruck brachte.  Die Streiken-
den selbst gaben vor allem ‚äußere 
Gründe‘ unabhängig von Arbeits-
platz und Unterbringung als Ur-
sache ihrer Unzufriedenheit an. 
So wurden die Abwesenheit von 
Frauen, das verspätete Eintreffen 
von Post, zu kleine Küchen in den 
Wohnheimen und der ungewöhn-
lich kalte Herbst zum Gegenstand 
der Kritik.20 In der italienischen 
Presse erfuhren die Migranten 
von den großen Streikbewegun-
gen in Italien in diesem Jahr. Die 
Tageszeitung La Stampa berichtete 
außerdem auch direkt über die Si-
tuation der italienischen Arbeiter 
in Wolfsburg. So auch über einen 
gewalttätigen Konflikt zwischen 
Deutschen und Italienern bei einer 
Tanzveranstaltung am 1. Oktober 
1962, infolgedessen drei Migran-
ten verhaftet und dem Haftrichter 
vorgeführt worden waren.21 Der 
Artikel schilderte folterähnliche 
Situationen auf der Polizeistation 
und beschrieb die Arbeitsbedin-
gungen bei Volkswagen als diskri-
minierend und ausbeuterisch.22

La Stampa beließ es nicht bei 
der einmaligen Berichterstattung. 
Schon am 5. Oktober folgte ein 
weiterer Artikel des Journalisten 
Massimo Conti, der sich in Wolfs-
burg als Dr. Boris Iwanow aus-
gegeben hatte. Darin beschrieb 
er Gerichtsverfahren gegen ita-
lienische Migranten, die jeglichen 
rechtsstaatlichen Standards wider-
sprächen und verglich die Situa-
tion der Italiener in Wolfsburg mit 

der der schwarzen Bevölkerung in 
Südafrika. Es liegt nahe, dass der 
damalige Verdacht der VW-Be-
triebsleitung zutrifft, die Zeitung 
habe Ziele des italienischen Auto-
mobilherstellers Fiat verfolgt. La 
Stampa war im Besitz des VW-
Konkurrenten, der aufgrund des 
mittlerweile auch in Norditalien 
eintretenden Arbeitskräftemangels 
die Abwanderung italienischer Ar-
beiter nach Deutschland befürch-
tete. Die Berichte dürften mit ihrer 
abschreckenden Wirkung Fiat in 
die Hände gespielt haben. In zwei 
Sendungen von Radio Prag wur-
den die Schilderungen der Artikel 
in La Stampa in ähnlicher Aus-
führung aufgegriffen.23 Der Sender 
strahlte regelmäßig kommunisti-
sche Propagandasendungen in ita-
lienischer Sprache aus.

Es wäre dennoch verfehlt, den 
Streik und die Unruhe unter den 
Migranten im November allein auf 
die Auseinandersetzung Anfang 
Oktober 1962 und die anschlie-
ßende Dramatisierung durch die 
Presse und Radio Prag zurückzu-
führen. Auch Hedwig und Ralf 
Richter gehen davon aus, dass 
die Ursache des Streiks „ein Zu-
sammenspiel aus mangelnder 
Kommunikation innerhalb des 
Betriebes, Heimweh, Isolation 
der Männer und hartem Winter“ 
war.24

Dementsprechend äußerten die 
Italiener weniger konkrete Forde-
rungen, die sich auf die Arbeits- 
oder Wohnsituation bezogen. 
Die einzige artikulierte Forde-
rung nach einer besseren medi-

zinischen Versorgung erfüllte die 
Betriebsleitung umgehend. Den-
noch war auch der Werksleitung 
klar, dass die Ursachen des Streiks 
nicht allein im Gefühl einer me-
dizinischen Unterversorgung zu 
suchen waren und auch Verbesse-
rungen an der Wohnsituation und 
Arbeitsumgebung derartigen Vor-
kommnissen in Zukunft vorbeu-
gen konnten. Die in der deutschen 
Presse geäußerte Vermutung, es 
handle sich bei dem Streik um eine 
von Kommunisten initiierte Akti-
on, wurde zwar zunächst vom Be-
triebsrat geteilt, konnte jedoch nie 
bestätigt werden.25 Einiges spricht 
dagegen: Nur vier der Italiener in 
der Verhandlungsdelegation wa-
ren Mitglied der Partito Comunista 
Italiano (PCI), während fünf wei-
tere eher dem konservativ-rech-
ten politischen Lager zuzuordnen 
waren. Auch ein vertraulicher 
Informant des niedersächsischen 
Innenministeriums wies die These 
von der kommunistischen Infiltra-
tion zurück.26

Auswirkungen des Streiks

Anhand der Reaktion von IG Me-
tall, Betriebsrat und Unterneh-
mensleitung können weitere Ursa-
chen für die Unruhe ausgemacht 
werden. Alle drei bemühten sich in 
Folge des ‚wilden Streiks‘ um eine 
bessere Kommunikation mit den 
italienischen Arbeitern. Auch für 
die Werksleitung war es nicht da-
mit getan, die Gesundheitsversor-
gung zu verbessern, die vermeint-
lichen Rädelsführer zu entlassen 

Abb. 3: Der unbekannte Fotograf dieser mehr als dreißig Aufnahmen umfassenden Fotostrecke, die sich in einer Dokumentation im Unternehmensarchiv erhalten hat, war, wie ein Abgleich der einzelnen Aufnahmen zeigt, offenbar 
nur für wenige Minuten vor Ort. Am späten Vormittag scheint die Situation längst ihre Dynamik eingebüßt zu haben; Wolfsburg, 5. November 1962; Volkswagen Aktiengesellschaft
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und das Auswahlverfahren für 
zukünftige italienische Arbeiter 
zu verschärfen. Die Führungskräf-
te beriefen ein Komitee ein, das 
die Organisation der Unterkünfte 
neu regeln sollte.27 Von wesentlich 
höherem Stellenwert war jedoch, 
dass die Werksleitung ab 1963 
schrittweise ihre Ablehnung und 
Blockade der Gewerkschaftsarbeit 
im Betrieb aufgab und somit eine 
bessere Kanalisierung etwaiger 
Unzufriedenheiten ermöglichte.

Das Volkswagenwerk in Wolfs-
burg war noch zu Beginn der 
1960er Jahre in gewisser Weise das 
Sorgenkind der IG Metall gewesen. 
Abzulesen war das am Organisa-
tionsgrad im Betrieb. Zwischen 
1951 und 1955 war dieser rück-
läufig und hielt sich nach einer 
Mitgliedswerbekampagne zu Be-
ginn der 1960er Jahre konstant bei 
etwa einem Drittel der Beschäf-
tigten.28 Für einen industriellen 
Großbetrieb war das damals eine 
äußerst schlechte Bilanz. Auch 
unter den ausländischen Beschäf-
tigten stellte sich zunächst kein 
besserer Wert ein. So waren zum 
Zeitpunkt des Streiks gerade ein-
mal etwa 100 Italiener im Werk 
Mitglied in der IG Metall gewor-
den.29 Die Gewerkschaftsfunk-
tionäre machten im Wesentlichen 
zwei Umstände für diese Situation 
verantwortlich: Zum einen das 
Fehlen einer angestammten Arbei-
terschaft in Wolfsburg, zum ande-
ren die verbissene Blockadepolitik 
gegenüber der IG Metall durch 
den VW-Generaldirektor Hein-
rich Nordhoff bei gleichzeitigem 
Stillhalten des Betriebsrats. Der 
Vorsitzende des VW-Betriebsrates 
Hugo Bork war seit 1961 und bis 
auf wenige Monate Unterbrechung 
bis 1974 auch Oberbürgermeister 

Wolfsburgs.  Obwohl er wie die 
Mehrheit der Betriebsräte IG-Me-
tall-Mitglied war, schien er keine 
aktive Werbung für die Gewerk-
schaft zu betreiben. In der Frank-
furter IG-Metall-Zentrale wurde 
er als „treuer Paladin Nordhoffs“ 
bezeichnet.30

Erst der Streik der Italiener im 
November 1962 änderte etwas an 
der Haltung Nordhoffs und der 
Aktionsbereitschaft des Betriebs-
rates. Zwar hatte es im Betriebs-
rat schon zuvor Hinweise auf die 
schlechte Kommunikation zwi-
schen der Betriebsleitung und den 
Migranten gegeben, tatsächlicher 
Tatendrang stellte sich allerdings 
erst nach der Streikaktion der Ita-
liener ein. So schrieb das Betriebs-
ratsmitglied Gerhard Gumpert im 
Nachgang des Streikes: 

„Bitte glauben Sie nicht, 
dass ich zu Tode betrübt sei, 
all das, was in der letzten 
Zeit geschehen ist und jetzt 
noch geschieht habe ich [...] 
im Frühjahr als bevorste-
hend vorausgesagt – es wäre 
mir lieber, wenn ich nicht so 
Recht gehabt hätte.“31

Der Schock des ‚wilden Streiks‘ 
und die Furcht vor weiteren Un-
ruhen sorgten nun dafür, dass die 
Betriebsleitung sich einer stärke-
ren betrieblichen Interessenver-
tretung nicht mehr in den Weg 
stellte. Systematisch konnte die IG 
Metall die Arbeit unter den Ita-
lienern ausbauen, wobei sie sogar 
von der Betriebsleitung unter-
stützt wurde. Dazu wurden ins-
besondere vermehrt italienische 
Vertrauensleute geworben. Jede 
Gruppe von fünf bis 25 Mitarbei-
tern erhielt die Möglichkeit, einen 

Vertrauensmann zu wählen. So 
gab es zu Spitzenzeiten bis zu 200 
italienische Vertrauensleute.32 Die 
deutschen und italienischen Ver-
trauensleute kamen in wöchent-
lichen Sitzungen zusammen und 
tauschten Informationen aus. Zu-
sätzlich fand alle zwei Wochen 
eine Sitzung der italienischen 
Vertrauensleute statt, die auch in  
italienischer Sprache abgehalten 
wurde.33 Mit der Einberufung eines 
italienischen Kontaktmanns, der 
auch Betreuer genannt wurde, war 
außerdem eine Instanz geschaffen 
worden, die zwischen Betriebsrat 
und italienischer Belegschaft ver-
mittelte. Der aus der Frankfurter 
IG-Metall-Zentrale entsandte itali-
enische Kontaktmann wurde bald 
von Lorenzo Annese, einem aus 
Apulien stammenden Arbeiter, 
ersetzt, der zu den ersten Migran-
ten im Betrieb gehörte und bereits 
früh in die Gewerkschaft einge-
treten war.34 Dieser Apulier wurde 
1965 auch der erste italienische 
Betriebsrat nicht nur im Werk, 
sondern in der gesamten Bundes-
republik und setzte bald weitere 
sechs Verbindungsleute durch, 
die eine Art Sprecherrat der Ver-
trauensleute bildeten.35 Außerdem 
ging die von 1966 bis 1975 mo-
natlich erscheinende italienische 
Betriebszeitung Il Nostro Lavoro 
auf seine Initiative zurück. Die 
vier- bis achtseitige Zeitung war 
das Organ des gewerkschaftlichen 
Vertrauenskörpers und enthielt 
bis 1969 beinahe ausschließlich 
gewerkschaftliche Informationen 
wie beispielsweise die Vorstellung 
der IG-Metall-Betriebsratskandi-
daten. Ab 1969 wurde vermehrt 
auch über das politische Leben in 
Wolfsburg, in der Bundesrepublik 
aber auch in Italien berichtet. Für 

die gesteigerte Auseinanderset-
zung der Stadtverwaltung mit den 
Problemen der italienischen Be-
völkerung spielte die Zeitung eine 
zentrale Rolle.36

Dem italienischen Betriebsrat 
wurde von Seiten seiner deutschen 
Betriebsratskollegen relativ freie 
Hand gelassen. Scheinbar waren 
die Deutschen froh, nicht mehr 
mit den Problemen der Italiener 
konfrontiert zu sein. So wurde 
Lorenzo Annese schnell auch zum 
Ansprechpartner für über den Be-
trieb hinausweisende Probleme. 
Er half bei Fragen des Familien-
nachzugs und bei der Wohnungs-
suche, hatte aber auch Einfluss auf 
die Vergabe von Zusatzschichten 
und die Einteilung in die besser 
bezahlte und deshalb begehrte 
Nachtschicht. Tatsächlich wurde 
der italienische Betriebsrat von 
seinen Landsleuten als eine Art 
Patron gesehen. Seine Macht-
fülle und die Privilegien der ge-
werkschaftlichen Vertrauensleute 
wurden von einigen Kollegen al-
lerdings auch kritisch gesehen. 
Insgesamt führte der Ausbau der 
gewerkschaftlichen Basisstruktu-
ren im Betrieb zu einem sprung-
haften Anstieg der Mitgliederzah-
len. Als 1965 der erste italienische 
Betriebsrat gewählt wurde, waren 
etwa 2.500 Italiener im Betrieb in 
die IG Metall eingetreten. Das ent-
sprach einem Anteil von knapp 
50 Prozent aller italienischen 
Arbeiter und übertraf bereits zu 
diesem Zeitpunkt den Organisa-
tionsgrad der deutschen Beschäf-
tigten. Bis zu Beginn der 1970er 
Jahre war bereits die überwiegen-
de Mehrheit der bei der Volkswa-
genwerk AG in Wolfsburg arbei-
tenden Italiener gewerkschaftlich  
organisiert.37

Für viele Migranten, wenn auch 
sicherlich nicht für die Mehr-
heit, wurde die gewerkschaftliche 
Organisation eine Art Brücken-
kopf in die deutsche Gesellschaft. 
Wolfsburg wurde sodann auch die 
erste Stadt in der Bundesrepublik, 
die ein Gremium der kommuna-
len Interessenvertretung für Mi-
grantinnen und Migranten schuf. 
Nachdem ein erster deutsch-italie-
nischer Ausschuss, der auf die In-
itiative des italienischen Konsulats 
1970 einberufen war – tatsächlich 
ein außergewöhnlich früher Ver-
such der Ausländerpartizipation 
auf kommunaler Ebene –, jedoch 
allein sporadisch tagte und auf-
grund der allgemeinen Unzu-
friedenheit mit dem Gremium 
bereits im Laufe des Jahres 1972 
wieder eingestellt wurde, wurde 
zunächst ein Ausländerreferent 
beschäftigt und die Idee im März 
1973 erneut aufgegriffen. Der im 
Oktober des Jahres ins Leben ge-
rufene Ausschuss für Ausländer-
angelegenheiten tagte dann jedoch 
erstmals im Frühjahr 1974. Dieser 
setzte sich zunächst aus deutschen 
Stadträten und von den Parteien 
gewählten Italienern zusammen. 
Der damalige Chefradakteur der 
IG-Metall-Werkszeitung Il Nostro 
Lavoro, Antonio di Virgilio, wur-
de 1974 „Verantwortlicher für die 
Probleme der Ausländer“ im kom-
munalen Ausländerreferat.38

Was in Erinnerung bleibt

Die Belegschaft im Wolfsburger 
Volkswagenwerk beteiligte sich 
nach 1962 nie wieder an einem 
vergleichbaren Streik. Die Sen-
sibilisierung von Betriebsleitung 
und Arbeitnehmervertretung, die 
von den Unruhen im Herbst 1962 

Abb. 4: Kein Durchkommen: die erfolgreiche Blockade des Werkstors; Wolfsburg, 5. November 1962; Volkswagen Aktiengesellschaft
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* Dieser Beitrag ist ein überarbeite-
ter und gekürzter Auszug aus Simon 
Goeke, „Wir sind alle Fremdarbei-
ter!“ Gewerkschaften, migrantische 
Kämpfe und soziale Bewegungen in 
Westdeutschland 1960–1980. Pader-
born 2020, S. 78–86.

1 Hedwig Richter/Ralf Richter, Die 
Gastarbeiter-Welt. Leben zwischen 
Palermo und Wolfsburg. Paderborn 
2012, S. 79.

2 Peter Birke, Wilde Streiks im Wirt-
schaftswunder. Arbeitskämpfe, Ge-
werkschaften und soziale Bewe-
gungen in der Bundesrepublik und 
Dänemark. Frankfurt am Main 2007, 
S. 118.

3 Hedwig Richter/Ralf Richter, „Zum 
Streik der italienischen Arbeits-
migranten im Volkswagenwerk 
Wolfsburg 1962“, in: Jahrbuch für 
Forschungen zur Geschichte der Ar-
beiterbewegung, Jg. 7 (2008), Nr. 1, S. 
72–88, hier S. 75.

4 Birke, Wilde Streiks (wie Anm. 2), S. 
119.

5 Richter/Richter, Zum Streik der ita-
lienischen Arbeitsmigranten (wie 
Anm. 3), S. 77.

6 Richter/Richter, Die Gastarbeiter-
Welt (wie Anm. 1), S. 82.

7 Birke, Wilde Streiks (wie Anm. 2), S. 
119; Grazia Prontera, „‚Unsere und 
deren Komplexe‘: Italiener in Wolfs-
burg – Berichte, Darstellungen und 
Meinungen in der lokalen Presse 
(1962–1975)“, in: Gabriele Metzler 
(Hg.), Das Andere denken. Repräsen-
tationen von Migration in Westeuro-
pa und den USA im 20. Jahrhundert. 
Frankfurt am Main 2013, S. 261–280, 
hier S. 268; Richter/Richter, Die 
Gastarbeiter-Welt (wie Anm. 1), S. 
83; die Angaben verweisen allesamt 

ausgelöst wurde, spielte für die-
sen relativen Betriebsfrieden eine 
entscheidende Rolle. Die Unru-
hen können zwar nicht in einem 
Opfer-Narrativ als Widerstand 
gegen besonders harte Arbeits-
bedingungen oder eine beson-
ders schlechte Unterbringung im 
Wolfsburger Volkswagenwerk ge-
lesen werden, jedoch kritisierten 
die Migrantinnen und Migranten 
damit in deutlicher Form die vor-
gefundenen Lebensbedingungen 
und wurden so zu einem Motor 
des sozialen Wandels und der be-
trieblichen Mitbestimmung. Mit 
ihrem frühen Aufbegehren ver-
gegenwärtigten die italienischen 
Arbeiter in Wolfsburg sowohl den 
betrieblichen als auch den städ-
tischen Akteuren, dass es einer 
aktiven Beteiligungspolitik be-
durfte, damit Missverständnisse 
und Spannungen nicht zu offenen 
Konflikten und gewalttätigen Aus-
schreitungen eskalierten. Die im 
Anschluss an den Streik geschaf-
fenen betrieblichen und kommu-
nalen Mitbestimmungsstrukturen 
ermöglichten den Migranten und 
Migrantinnen Unzufriedenheit 
schneller zu kommunizieren, wo-
durch Konflikte erkannt und Es-
kalationen frühzeitig verhindert 
werden konnten.

Der ‚wilde Streik‘ der Italiener 
in Wolfsburg war nicht der einzige 
Streik ausländischer Beschäftigter 
Anfang der 1960er Jahre, aber es 
war der aufsehenerregendste. 

Das ‚Paradies Bundesrepu-
blik‘ war für die ausländischen 
Beschäftigten schnell entzaubert 
worden. Oft hatten sich die an-
geworbenen und selbstständig 
eingereisten Arbeiterinnen und 
Arbeiter unter anderem aufgrund 
einer mangelhaften Informati-
onspolitik der Bundesanstalt für 
Arbeitsvermittlung und Arbeits-
losenversicherung (BAVAV), eine 
vollkommen falsche Vorstellung 
von den Arbeitsbedingungen 
und den Verdienstmöglichkeiten 
in der Bundesrepublik gemacht. 
Schon mit der ersten Lohnaus-
zahlung wurde vielen klar, dass 
ihr Plan, durch die Arbeit in der 
Bundesrepublik schnell an viel 
Geld zu gelangen, nicht so ohne 
Weiteres zu verwirklichen war. 
Dies führte früh zu Proteststreiks, 
die mitunter durchaus erfolgreich 
verliefen. So resümierte Peter Stei-
ner in der Mitgliederzeitschrift 
der IG Metall 1966 über Streiks in 
den frühen 1960er Jahren:

„Ganz besonders Anfang der 
sechziger Jahre, als es noch 
viele Schwierigkeiten bei 
der Massenbeschäftigung 
ausländischer Arbeitneh-
mer gab, führten betriebli-
che Reibungen vielfach zu 
spontanen streikartigen Ak-
tionen. Es ging den einzel-
nen Gruppen ausländischer 
Arbeiter, entsprechend den 
Gewohnheiten ihrer Länder, 
um bestimmte Detailfragen. 
Am bedeutsamsten war der 
erste Fall einer Arbeitsver-
weigerung angeworbener ita-
lienischer Arbeitsloser, die 
bei der Lohnauszahlung ge-
schlossen gegen die unerwar-
tet hohen Steuer- und Sozi-
alabzüge protestierten – und 
dadurch für sich und ihre 
deutschen Arbeitskollegen 
tatsächlich eine Lohnbesse-
rung erreichten. Oft waren 
diese streikartigen Aktionen 
sowohl Protest- als auch So-
lidaritätsakte.“39

Wann und wo der geschilderte 
erfolgreiche Streik italienischer 
Arbeiter stattgefunden hatte, wird 
in dem Artikel nicht weiter aus-
geführt. Die Tatsache, dass die 
Gewerkschaften frühe Streikak-
tionen von ausländischen Arbei-
terinnen und Arbeitern nicht nur 
wahrnahmen, sondern auch auf 
das positive Resultat für alle Be-
schäftigten hinwiesen, zeigt deut-
lich, dass der Streik in Wolfsburg 
nur das sichtbarste Beispiel eines 
breiteren Phänomens war. Gerade 
im Bergbau brachten 1961/1962 
immer wieder ausländische Be-
schäftigte mit Arbeitsniederle-
gungen ihre Unzufriedenheit zum 
Ausdruck. Obwohl diese Streiks 
meist mit Polizeigewalt und der 
Ausweisung der vermeintlichen 
Rädelsführer endeten, begann die 
IG Bergbau Energie in deren Folge 
sich intensiver um die Organisa-
tion und Interessenvertretung der 
ausländischen Bergleute zu bemü-
hen.40  

In der Geschichtswissenschaft 
und bei Erinnerungsveranstal-
tungen findet der Protest von Mi-
grantinnen und Migranten in der 
Bundesrepublik meist erst mit der 
Welle ‚wilder‘ Streiks 1973 Be-
rücksichtigung – oft beschränkt 
auf den Streik der Ford-Arbeiter 
in Köln. Das Beispiel der VW-Ar-
beiter in Wolfsburg und die vielen 
andere kleineren Arbeitskämpfe 

zu Beginn der 1960er Jahre zeu-
gen jedoch davon, dass es sich 
hierbei um eine Fehlinterpreta-
tion handelt. Offensichtlich hat 
die Erinnerungskultur noch viele 
blinde Flecken. Der Autor Imran 
Ayata bezeichnet diese blinden 
Flecken auch als ein Blick auf die 
Menschen mit Einwanderungsge-
schichte, der im toxischen Dreieck 
der Bereicherung, Viktimisierung 
und Bedrohung verhaftet sei.41 
Gerade Erzählungen, die Migran-
tinnen und Migranten vor allem 
als Opfer von struktureller Dis-
kriminierung und harten Arbeits-
bedingungen darstellen, sowie die 
Rede davon, dass Migrantinnen 
und Migranten eine kulturelle Be-
reicherung für Deutschland seien, 
sind meist als Gegenentwürfe zu 
rassistischen Diskursen und Be-
drohungsszenarien entstanden, 
in denen Migration vor allem als 
Gefahr für die einheimische Be-
völkerung betrachtet wird. 

Doch auch in derart gut ge-
meinten, vermeintlich antiras-
sistischen Diskursen, erscheinen 
Migrantinnen und Migranten 
als eine passive Masse, die sich 
je nach politischem Willen ver-
schieben lässt. Die verändernde 
Kraft der Migration und die am-
bivalente politische Subjektivi-
tät des Migrantendaseins geraten 
dabei aus dem Blick. Wer als Mi-
grantin oder Migrant gilt und wer 
nicht, wird meist weniger von der 
Selbstwahrnehmung, sondern von 
Ausschlüssen definiert. Selbst die 
Annahme der deutschen Staats-
bürgerschaft, die ja mit einer 
rechtlichen Gleichstellung einher-
geht, kann oft nicht verhindern, 
dass Menschen als Migrantinnen 
und Migranten wahrgenommen, 
angesprochen, statistisch erfasst 
und diskriminiert werden. In 
einem postmigrantischen Land, 
das derart nachhaltig von Zu-
wanderung geprägt ist und das 
mit immer neuen Zuwanderungs-
bewegungen konfrontiert ist, ist 
die Aussagekraft des gerade erst 
eingeführten statistisch erfassten 
Migrationshintergrunds längst 
zweifelhaft. Die gesamte Gesell-
schaft ist von Migration geprägt 
und verändert sich auf Grund von 
Migration weiterhin. An die Pro-
teste und Forderungen der ersten 
Generationen zu erinnern, erzählt 
uns daher etwas darüber, welche 
Fortschritte die Gesellschaft den 
Zugewanderten zu verdanken hat, 
welche Entwicklungen erkämpft 

auf Quellen aus dem Unternehmens-
archiv oder dem Stadtarchiv Wolfs-
burg, weichen aber geringfügig von-
einander ab.

8 Richter/Richter, Die Gastarbeiter-
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ber 1962, online abrufbar unter 
https://www.zeit.de/1962/45/eviva-
chruschtschow [25.10.2022].

10 Siehe dazu Violetta Rudolf, „‚Wir 
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ry vom 23. Januar 2019, online ab-
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1.
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brück 2002, S. 225–252; dies./Barbara 
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tik habe nicht erkannt, dass ein er-
heblicher Teil der Migrantinnen und 
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einzuwandern, die meisten dies auch 
nicht taten und deshalb, selbst wenn 
die Politik auf Prognosen über eine 
Einwanderungsquote von 15 Prozent 
gehört hätte, sich die Frage stelle, wie 
eine Einwanderungspolitik für 15 
Prozent gemacht werden solle.

17 Ebd., S. 71f.
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Zum Streik der italienischen Arbeits-
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19 Grazia Prontera,  „The Migration Ex-
perience of Italian Workers in the Fe-

werden mussten und welche For-
derungen bis heute unerfüllt ge-
blieben sind.

Simon Goeke hat Sozial- und Wirt-
schaftsgeschichte, Soziologie und 
Völkerrecht an der LMU München 
studiert. Seit 2017 arbeitet er als 
Kurator für Migrationsgeschich-
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Abb. 5: Die Wolfsburger Allgemeine Zeitung brachte seinerzeit als einzige Zeitung Fotografien des Streiks; „Wilder Streik im Wolfsburger Italienerdorf“, in: Wolfsburger Allgemeine Zeitung vom 6. November 1962, S. 9.
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Am diesjährigen Stadtgrün-
dungstag jährte sich ein Ereig-
nis zum 50. Mal, das der Stadt 
Wolfsburg ihr heutiges Erschei-
nungsbild gegeben hat. Damals 
ist die Stadt am Mittellandkanal 
praktisch über Nacht zur Groß-
stadt geworden: Am 1. Juli 1972 
wurden im Zuge der kommu-
nalen Gebietsreform und dem 
sogenannten Wolfsburg-Gesetz 
die Kleinstädte Fallersleben und 
Vorsfelde, die Gemeinden Alm-
ke, Barnstorf, Brackstedt, Ehmen, 
Hattorf, Hehlingen, Heiligen-
dorf, Kästorf, Mörse, Neindorf, 
Neuhaus, Nordsteimke, Reislin-
gen, Sandkamp, Sülfeld, Velsto-
ve, Warmenau und Wendschott 
nach Wolfsburg eingemeindet. 
Das Stadtgebiet versechsfach-
te sich nahezu – auf dann an-
nähernd 200 Quadratkilometer. 
Viel wichtiger aber: Es kamen 
auch rund 40.000 Bürgerinnen 
und Bürger hinzu. Eben noch 
Mittelstadt, war Wolfsburg mit 
seinen nun 130.000 Einwohnern 
das, was es dem eigenen Selbst-
verständnis nach als moderne, 
der Zukunft zugewandte Indus-
triestadt schon längst hatte sein 
wollen: Großstadt. So ganz ohne 
Komplikationen ist dieser Einge-
meindungsprozess jedoch nicht 
verlaufen. Wir sprachen daher 
mit Willi Bauck, der sich als Hei-
matforscher in diesem Jahr in-
tensiv mit den unterschiedlichen  
Verhandlungsverläufen ausein-
andergesetzt hat.

Alexander Kraus: In jenen frü-
hen 1970er Jahren erfolgten über-
all in der Bundesrepublik solche 
kommunalen Neugliederungen 
– allein in Niedersachsen nahm 
die Zahl der Gemeinden durch 
Zusammenlegungen und Ein-
gemeindungen um mehr als 75 
Prozent ab. Das Land veränderte 
seine Gestalt grundlegend. Damit 
wurde realisiert, was bereits seit 
den 1950er Jahren lebhaft disku-
tiert worden war. Den Reformen 
zugrunde lag die Überlegung, 
dass größere Gebietszusammen-
schlüsse automatisch zu einer 
effizienter arbeitenden Verwal-
tung führen würden. Neben der 
erhofften höheren Leistungsfä-
higkeit der Verwaltung verspra-
chen sich die Entscheider jedoch 
auch wirtschaftliche Wachstums-
impulse und am Ende auch Kos-
teneinsparungen. Welche Effekte 
erhoffte sich die Stadt Wolfsburg 
konkret? 
Willi Bauck: Die Stadt Wolfs-
burg war von Beginn an eine 
Stadt mit einem rasanten Wachs-
tum. Da auch die Belegschaft 
des Volkswagenwerks anstieg, 
gab es einen großen Bedarf an 
Wohnraum – von dem es aber 
in den ersten Jahrzehnten kon-
stant zu wenig gab. Um die neu 
geplanten Stadtteile wie Detme-
rode, Westhagen oder Kreuzhei-
de zu realisieren, mussten mit 
den umliegenden Gemeinden 
und Landkreisen Verhandlungen 
über Gebietsabtretungen geführt 

werden. Für Hattorf war das bei-
spielsweise der Landkreis Braun-
schweig, für Mörse der Land-
kreis Gifhorn und für Kästorf der 
Landkreis Helmstedt. Für diese 
Gebietsabtretungen fielen natür-
lich Kosten an. Als am 5. De-
zember 1961 die Umgemeindung 
von Teilen der Kästorfer Flur 
(Kreuzheide) nach Wolfsburg be-
schlossen worden ist, ging damit 
die Zahlung eines Ausgleichsbe-
trags von 5,25 Millionen DM an 
den Landkreis Helmstedt einher. 
Da die Stadt Wolfsburg davon 
ausging, auch in den kommen-
den Jahrzehnten weiterzuwach-
sen, war sicherlich ein wichti-
ger Faktor, über großflächige 
Eingemeindungen mögliche Bau- 
gebiete zu erschließen, ohne 
für diese Ausgleichszahlungen 
leisten zu müssen.

Alexander Kraus: Wolfsburg 
verfolgte seinerzeit eine kla-
re Agenda. Die im Bundesland 
Niedersachsen federführende 
Kommission, nach ihrem Vor-
sitzenden, dem Juristen Werner 
Weber benannt, sah für größere 
Städte die Eingemeindung von 
Umlandgemeinden vor wie auch 
die Schaffung von sogenannten 
Stadtkreisen. Dabei ist wichtig zu 
wissen: Die Weber-Kommission 
hatte in ihrem Gutachten von 
1969 als Schwellenwert für den 
Status einer solchen kreisfreien 
Stadt 130.000 Einwohner festge-
legt. Hier schrillten in Wolfsburg 

die Alarmglocken: Die erst 1951 
kreisfrei gewordene Kommune 
wollte diesen Status nicht ver-
lieren, hätte mit seinen damals 
knapp 90.000 Einwohnerinnen 
und Einwohnern aber getreu den 
Überlegungen der Kommission 
wieder in den es umgebenden 
Landkreis eingegliedert werden 
können. Das galt es aus Sicht der 
Stadtverantwortlichen zu verhin-
dern. Zudem diese ja auch da-
von ausgingen, dass das bis dato 
ungebrochene Bevölkerungs-
wachstum in eben diesem Tempo 
weitergehen würde – womit sie 
letzten Endes falsch lagen. Wie 
ging die Stadt in ihren Planungen 
vor und welche Strategie verfolg-
te sie?
Willi Bauck: Die Stadt Wolfs-
burg wollte ihre Kreisfreiheit un-
bedingt erhalten, hat dies auch 
immer in allen Gesprächen be-
kräftigt. Daher wurde sie am 20. 
Februar 1968 aufgefordert, eine 
diesbezügliche Stellungnahme 
abzugeben. Allerdings wurde 
kurz darauf bekannt, dass für 
die Städte Wilhelmshaven und 
Wolfsburg aufgrund ihrer be-
sonderen Situation eine Ausnah-
meregel gelten sollte, sie kreis-
frei bleiben sollten. Dabei wurde 
der Landkreis Gifhorn und die 
Stadt Wolfsburg durch den Re-
gierungsbezirk Lüneburg dem 
Verwaltungsbezirk Braunschweig 
zugeordnet.

Die Stadt Wolfsburg hatte des- 
sen ungeachtet von Beginn der 

Wolfsburgs Weg zur Großstadt
DIE KOMMUNALE GEBIETSREFORM VON 1972

WILLI BAUCK IM GESPRÄCH

Karte des Neuffer-Gutachtens
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Planungen an stets auf Einge-
meindungen gesetzt. Als mit 
dem 19. Oktober 1968 das We-
ber-Gutachten vorlag, begannen 
Beratungen der politischen Gre-
mien und die Gespräche mit den 
Verwaltungen der umliegenden 
Gemeinden. Bis zum 28. April 
1969 sollte dem Innenministe-
rium eine Stellungnahme vorge-
legt werden. In einer Ratssitzung 
wurde der einstimmige Beschluss 
gefasst, das Weber-Gutachten ab-
zulehnen, das im Dezember des 
Jahres dem niedersächsischen 
Landtag vorgelegt wurde. Statt-
dessen wurde eine große Lösung 
vorgeschlagen. In dieser Zeit hat 
sich eine weitere Arbeitsgruppe 
mit dem Oberstadtdirektor Neuf-
fer aus Hannover an der Spitze 
gebildet. Auch diese sogenannte 
Stadt-Umland-Gruppe strebte 
für Wolfsburg eine große Lösung 
an. Es folgten daher zahlreiche 
Gespräche mit den Gemein-
den Ehmen, Kästorf, Reislingen, 
Nordsteimke, Mörse, Reislingen, 
Sandkamp, Barnstorf, Hattorf, 
Heiligendorf, Wendschott, Vel-
stove, Hehlingen, Warmenau, 
Flechtorf, Osloss, Barwedel, 
Brackstedt und Vorsfelde.

In der Ratssitzung vom 13. 
Januar 1970 wurde dann über 
die Möglichkeit einer Einge-
meindung der Dörfer Barnstorf, 
Brackstedt, Ehmen, Flechtorf, 
Hattorf, Hehlingen, Heiligendorf, 
Kästorf, Mörse, Nordsteimke, 
Reislingen, Velstove und Warme-
nau abgestimmt – und mit großer 
Mehrheit für diese Option votiert. 
Die Gemeinde Kästorf war sogar 
daran interessiert, sich vorzeitig 
eingemeinden zu lassen. In der 
Folge fanden weitere Gespräche 
zwischen dem Oberstadtdirek-
tor und den Oberkreisdirektoren 
statt, was seitens des Regierungs-
präsidenten begrüßt wurde. Der 
neue Ministerpräsident Kubel er-
klärte am 8. Juli 1970, er wolle all 
diejenigen Gemeinden fördern, 
die sich freiwillig zusammen-
schlössen. 

Allerdings forderte der Land-
kreis Helmstedt Ausgleichszah-
lungen für den Fall, dass Ge-
meinden aus dem Kreis nach 
Wolfsburg kommen sollten. Am 
13. Oktober 1970 signalisier-
te dann das Innenministerium, 
dass der Hasenwinkel, Mörse und 
Ehmen nach Wolfsburg kommen 
müssten, um die Zielzahl von 
130.000 Einwohnerinnen und 
Einwohnern zu erreichen. Daher 
wurden in der Ratssitzung vom 
13. Dezember 1970 einstimmig 
die Eingemeindungen der Städte 
Fallersleben und Vorsfelde be-
schlossen sowie der Gemeinden 
Barnstorf, Beienrode, Brackstedt, 
Ehmen, Hattorf, Hehlingen, 
Heiligendorf, Kästorf, Mörse, 
Neuhaus, Nordsteimke, Reislin-
gen, Sandkamp, Sülfeld, Velsto-
ve, Warmenau und Wendschott 
sowie gegebenenfalls auch von 
Flechtorf, Rühen und Brechtorf. 
Um dies zu realisieren, folgten im 
Jahr 1971 weiterhin viele Gesprä-
che mit dem Innenministerium 
sowie mit den Präsidenten von 
Lüneburg und Braunschweig. Der 
entsprechende Gesetzesentwurf 
des Innenministeriums wurde 
am 28. August 1971 übersandt 
und sollte bis zum 18. Oktober 

mit einer Stellungnahme der Ge-
meinden beantwortet werden. 
Die Stellungnahme Wolfsburgs 
blieb gegenüber der vom 13. De-
zember 1970 unverändert. Aber 
natürlich waren die Missstim-
mungen mit den Städten Fallers-
leben und Vorsfelde längst noch 
nicht behoben. Auch erwog der 
Landkreis Helmstedt eine Kla-
ge gegen die geplante Vorsfelder 
Eingemeindung nach Wolfsburg.

Alexander Kraus: Sie deuten es 
bereits an: Heute kaum vorstell-
bar, muss doch festgehalten wer-
den, dass damals auf das Heftigste 
gestritten und gerungen wurde. 
Sowohl Vorsfelde als auch Fallers-
leben setzten alle Hebel in Be-
wegung, um sich gegen eine Ein-
gemeindung zur Wehr zu setzen. 
Für viele hatte es seinerzeit den 
Anschein – und das ist wichtig, 
geht es doch um die Wahrneh-
mung politischer Entscheidungs-
prozesse, um deren Akzeptanz –, 
als würden, wie es in einem Kom-
mentar in der Wolfsburger Allge-
meinen Zeitung vom Januar 1972 
hieß, „die Menschen wie die Figu-
ren auf dem Schachbrett einfach 
hin- und hergeschoben“. Ja, es 
wurden Zweifel an der Demokra-
tie laut, die doch in diesem Falle 
„gegen den Willen der Betroffe-
nen gemacht“ würde. Mit wel-
chen Methoden und Argumenten 
wollten die jeweils Verantwort-
lichen die Eingemeindung nach 
Wolfsburg verhindern?
Willi Bauck: Sowohl Fallersleben 
als auch Vorsfelde haben sich lei-
denschaftlich gegen eine Einge-
meindung gewehrt, da sie um ihre 
Eigenständigkeit fürchteten, die 
sie nicht verlieren wollten. Sicher-
lich spielten auch persönliche In-
teressen einzelner Ratsmitglieder 
eine Rolle, die ja zum Teil auch 
Mitglieder des Kreistags und des 
Landrates waren – und Sorge hat-
ten, dass sie eben diese Positionen 
im Zuge einer Eingemeindung 
verlieren würden.

Um eine Eingemeindung zu 
verhindern, gingen die Gemein-
den kreative Wege. So hatten 
die Gemeinden Ehmen, Fallers-
leben, Mörse und Sandkamp am 
8. Februar 1968 einen Vertrag 
unterzeichnet, in dem es hieß, 
alle Gemeinden möchten selb-
ständig bleiben. Insofern sie ihre 
Selbständigkeit nicht beibehalten 
könnten, so erklärten sie, möch-
ten sie nicht in Wolfsburg einge-
meindet werden, sondern unter 
Führung von Fallersleben eine 
Samtgemeinde bilden. Man sah 
sich selbst als gesunde, finanz-
starke Gemeinde.

Über diesen Antrag tagte an-
schließend am 22. März 1968 der 
Landkreis Gifhorn. Die Stellung-
nahme fiel indes nicht so aus, 
wie von den betreffenden Ge-
meinden erhofft: In ihr wurde die 
Stadt Fallersleben als ein nachge-
ordneter zentraler Ort eingestuft 
– wie Hankensbüttel, Steinhorst, 
Wesendorf oder Knesebeck. Da-
mit waren die Vertreter der Stadt 
Fallersleben nachvollziehbarer-
weise nicht zufrieden. Sie be-
gannen nun auch mit der Stadt 
Wolfsburg zu verhandeln – so 
über eine Mülldeponie, die Ent-
wässerung für Westhagen, den 
Laagbergweg. Daraufhin be-
schlossen die Gemeinden Ehmen 
und Mörse aus dem Vertrag mit 
Fallersleben auszusteigen und 
sich – Stand Juni 1968 – der Stadt 
Wolfsburg anzuschließen.

Wie komplex die Verhand-
lungen waren, zeigt der folgende 
Fall. Im  Weber-Gutachten wurde 
eine neue Grenze zwischen Fal-
lersleben und Wolfsburg festge-
legt. Entlang der neuen B 248, der 
heutigen A 39, sollte eine gewisse 
Fläche Sandkamp beziehungs-
weise Wolfsburg zugeschlagen 
werden. Für Fallersleben hätte 
sich daraus, so die Befürchtung, 
ein Wegfall der Gewerbesteuer 
der Volkswagenwerk AG ergeben 
können, weshalb sie in der Rats-
sitzung vom 15. Dezember 1969 

finanzielle Kompensation einfor-
derte.

Zwischenzeitlich stellte eine 
Ratsfrau der SPD den Antrag, 
sich freiwillig Wolfsburg anzu-
schließen, der jedoch mit gro-
ßer Mehrheit abgelehnt wurde. 
In einer großen Gesprächsrunde 
am 25. November 1970 fand man 
sich dann mit dem Gifhorner 
Oberkreisdirektor, Vertretern 
der Stadt Fallersleben und der 
Gemeinden Sülfeld, Sandkamp, 
Ehmen und Mörse zusammen. 
Es wurden auch Überlegungen 
angestellt, mit den Orten Isen-
büttel und Calberlah eine Samt-
gemeinde zu bilden, doch auch 
dieser Vorstoß scheiterte. Ergeb-
nis der Gesprächsrunde war, dass 
Fallerleben weiterhin mehrheit-
lich der Meinung war, eine eige-
ne Verwaltungseinheit bleiben 
zu wollen. Nur eine Minderheit 
war bereit dazu, sich der Stadt 
Wolfsburg anzuschließen. Wäh-
rend sich Ehmen und Mörse da-
für aussprachen, nach Wolfsburg 
eingemeindet zu werden, fasste 
Sülfeld den einstimmigen Be-
schluss, in die Verwaltungsein-
heit Fallersleben aufgenommen 
zu werden. Sandkamp wieder-
um wollte eigenständig bleiben, 
um auch weiterhin eigenständig 
Projekte durchführen zu können. 
Die Gemeinde würde eine Einge-
meindung nach Wolfsburg aller-
dings nicht ablehnen. 

In Fallersleben wurde dann in 
der Ratssitzung am 26. Novem-
ber 1970 eine Volksbefragung 
beantragt, die aber sofort wieder 
vom Tisch war, als der dortige 
Bürgermeister erklärte, dass eine 
solche nicht zulässig sei. Im Feb-
ruar 1971 fand dann eine durch 
eine Ratsfrau der SPD lancierte 
Bürgerbefragung statt, bei der 
3.799 Haushalte angeschrieben 
wurden. Von diesen antworteten 
2.318. Bei der unter notarieller 
Aufsicht erfolgten Auszählung 
kam heraus, dass 1.136 der Be-
fragten und damit 49,01 Prozent 

für die Selbstständigkeit votiert 
hatten, für die Eingemeindung 
nach Wolfsburg wiederum 1.099 
und damit 47,41 Prozent. Die 
übrigen 83 Stimmen waren un-
gültig. Ein denkbar knappes 
Votum. Über das Prozedere der 
Befragung war man sich indes 
uneins, gab es doch einige kriti-
sche Leserbriefe zu dieser „pri-
vaten Befragung“. Letztlich blieb 
die Stadt Fallerleben bei ihrer 
Haltung: Sie strebte eine Ge-
meinde mit Sülfeld, Sandkamp, 
Ehmen und Mörse an, obgleich 
doch die Dörfer Ehmen und 
Mörse eine solche weiterhin ab-
lehnten.

Alexander Kraus: Im Grunde 
genommen wurde der Rat der 
Stadt Fallersleben dann von den 
Ereignissen im Landtag überholt. 
Die SPD wollte die ihr nun dort 
zur Verfügung stehende Gestal-
tungsmacht auch umzusetzen.
Willi Bauck: Genau, denn nach 
der für die SPD so erfolgreichen 
Landtagswahl hatte man dort das 
neue Stimmenverhältnis genutzt, 
um am 26. April 1972 mit großer 
Mehrheit das sogenannte Wolfs-
burg-Gesetz zu beschließen, das 
auch die Eingemeindung Fallers-
lebens vorsah. Damit wollte man 
sich in Fallersleben jedoch nicht 
zufrieden geben. Bereits am 
nächstfolgenden Tag, am 27. Ap-
ril, tagte der Fallersleber Rat über 
diesen Beschluss und votierte 
nach einer zweistündigen Debat-
te mit zehn zu sieben Stimmen 
gegen das Gesetz. Dessen unge-
achtet wurde beschlossen, mit der 
Stadt Wolfsburg Gespräche über 
die Eingemeindung zu führen. 
Zugleich wurde der Beschluss ge-
fasst, eine Verfassungsbeschwer-
de beim Bundesverfassungsge-
richt (BVG) einzureichen. Dieser 
bereits am 2. Mai 1972 einge-
reichten Klage schlossen sich die 
Landkreise Gifhorn, Helmstedt, 
die Stadt Vorsfelde und die Ge-
meinde Essenrode an. In einem 
nächsten Schritt teilte schließlich  
der Landkreis Gifhorn am 8. Juni 
1972 den Klägern mit, dass der 
Landrat beim Niedersächsischen 
Staatsgerichtshof einen Antrag 
auf Normenkontrolle für das 
Wolfsburg-Gesetz gestellt habe. 
Da jedoch jegliche Versuche der 
Kontaktaufnahme mit dem Ge-
richt erfolglos blieben, die Un-
sicherheit groß war, beschlossen 
die klagenden Gemeinden, die 
Klage beim Bundesverfassungs-
gericht zurückzuziehen, was am 
21. Juni per Telegramm erfolg-
te. Zu diesem Zeitpunkt war das 
Urteil aber längst getroffen: „Die 
Verfassungsbeschwerde wird 
nicht zur Entscheidung ange-
nommen, weil sie keine hinrei-
chende Aussicht auf Erfolg hat. 
Damit erledigt sich auch der An-
trag auf Erlaß einer einstweiligen 
Anordnung gemäß § 32 VerfGG.“ 
Das juristische Intermezzo hat-
te demnach keinen Ertrag ge-
bracht, aber Kosten in Höhe von 
19.095,50 DM verursacht, die von 
der Stadt Fallersleben und der 
Stadt Vorsfelde erbracht werden 
mussten.. Möglicherweise lag 
es auch daran, dass die SPD bei 
der Kommunalwahl im Oktober 
des Jahres zur stärksten Partei 
aufstieg.

Das Ortsschild der Stadt Fallersleben vor deren Eingemeindung zu Wolfsburg, 1972, Foto: Fritz Rust
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Die Fotografie dokumentiert 
einen der letzten Momente, in 
denen die einstigen Baracken des 
KZ-Außenlagers Laagberg des 
Konzentrationslagers Neuengam-
me – vermutlich handelt es sich 
um jene nahe des Schlesierweges 
– noch im Stadtbild Wolfsburgs 
sichtbar waren. Sie entstammt ei-
ner Serie, die Rosemarie Rohde in 
einem Winter der frühen 1960er 
Jahre über den Abbau der Bara-
cken fotografierte. Diese ist in 
Form von gescannten Fotonegati-
ven im Fotoarchiv des Instituts für 
Zeitgeschichte und Stadtpräsenta-
tion (Wolfsburg) überliefert. Bei 
der gezeigten Abbildung handelt 
es sich um einen hochauflösenden 
Scan des Negativs.

Den Bildmittelpunkt der Auf-
nahme bilden drei in Mäntel ge-
kleidete Kinder im Alter von 
etwa fünf Jahren. Sie alle haben 
jedoch nicht die Fotografin, son-
dern das Baugeschehen im Bild-
hintergrund fest im Blick, das 
scheinbar kurz zuvor ihre Auf-
merksamkeit gewonnen haben 
muss, weshalb sie von hinten ab-
gebildet sind. Im unteren Teil der 
Fotografie befindet sich ein von 
harschen Schneeresten bedecktes 
Loch im ausgebaggerten Boden, 
von wo aus Rosemarie Rohde – 
der Schatten ihres Kopfes ist am 
rechten unteren Bildrand zu er-
kennen – die Kinder, eine bereits 
in Teilen abgerissene Baracke so-
wie einen entstehenden Neubau 
aufgenommen hat. Ein hinter die-
sem hervorragender Kran sowie 
ein weiterer am rechten mittleren 
Bildrand zeugen von der regen 
Bautätigkeit am Laagberg. Rohde 
hielt einen Moment fest, in dem 
die Vergangenheit des Stadtvier-
tels sowie dessen Gegenwart ein 
letztes Mal gemeinsam sichtbar 
waren.

Schlechte Fahrbahnen, eine 
fehlende Beschilderung der Stra-
ßen, nicht ausreichend Beleuch-
tung, Probleme bei der Entwäs-
serung: Wie einem Bericht aus 
den Wolfsburger Nachrichten über 
eine Bürgerversammlung im Ap-
ril 1951 zu entnehmen ist, war die 
Liste der Beschwerden der auf dem 
Laagberg lebenden Wolfsburge-
rinnen und Wolfsburger über ihre 
Wohnunterkünfte lang.1 Nach-
dem sich auch in den Folgejahren 
die Verhältnisse nicht wirklich 
verbessert hatten, verschwand 
die Siedlung schließlich im Zuge 
eines großangelegten Baracken-
räumungsprogrammes, das die 
gesamte Stadt umfasste, als letzte 
der als Behelfsunterkünfte ge-
nutzten Lager aus dem Stadtbild. 
Anders jedoch als beispielsweise 
den Lagern in Reislingen oder 
auf dem Hohenstein, die eben-
falls noch aus der Aufbauzeit der 
„Stadt des KdF-Wagens“ stamm-
ten, haftete dem Barackenlager 
auf dem Laagberg eine schwere 
Geschichtslast an, die wenige Jah-
re zuvor offenbar erstmalig dis-
kutiert worden ist. Im Frühjahr 
1958 enthüllte die Wolfsburger 
Allgemeine Zeitung die „düstere 
Vergangenheit“ der Laagberg-
baracken: „Kurz vor Kriegsende 
wurden sie in der Glanzzeit des 
‚Tausendjährigen Reiches‘ als 
Konzentrationslager erbaut. Elek-
trisch geladene Stacheldrahtzäu-
ne und Wachtürme umsäumten 

den Bezirk.“2 Erwuchs andernorts 
aus vergleichbaren Überresten 
der Lagerkomplexe des „Dritten 
Reiches“ zunehmend ein kriti-
sches Potenzial, zu „geschichts-
politische[n] Unruheherd[en]“ zu 
werden,3 ergab sich in Wolfsburg 
keine Kontroverse.

Die Funktion des Laagbergla-
gers als KZ-Außenlager war lan-
ge innerhalb der Stadtgesellschaft 
beschwiegen oder verdrängt wor-

den. Die andauernde Wohnungs-
not machte es nötig, die Baracken, 
die zuvor der britischen Militär-
regierung zur Unterbringung von 
Displaced Persons gedient hat-
ten, in den späten 1940er Jahren 
der zivilen Nutzung zuzuführen. 
Bis in die 1980er Jahre, als die 
ehemaligen KZ-Häftlinge Mau-
rice Gleize und Jean Deffieux die 
Schaffung eines Erinnerungsortes 
auf dem Laagberg initiierten, er-

Fotografie Rosemarie Rohde/IZS

1 „Wir sind auch Bürger von Wolfs-
burg!“ In: Wolfsburger Nachrichten 
vom 7. April 1951.

Fotografisch festgehalten
DIE ÜBERFORMUNG DES EHEMALIGEN KZ-AUSSENLAGERS LAAGBERG

VON MAIK ULLMANN

innerte nichts an die Schreckens-
herrschaft des „Dritten Reiches“. 
Aufnahmen wie unsere Archivalie 
des Monats konservieren die Ver-
gangenheit. Sie dokumentieren 
das durch bauliche Überformung 
herbeigerufene Vergessen und 
tragen dazu bei, die Erinnerung 
wach zu halten.

2 „Wolfsburgs Behelfsbauten schwin-
den… aber die Laagberg-Baracken 
stehen noch“, in: Wolfsburger Allge-
meine Zeitung vom 18. April 1958.

3 Malte Thießen, „Das Konzentrations-
lager im Gedächtnis der Stadt. Geden-
ken an die ‚Befreiung‘ Neuengammes“, 
in: Andreas Ehresmann/Philipp Neu-
mann/Alexander Prenninger/Régis 
Schlagdenhauffen (Hg.), Die Erinne-
rung an die nationalsozialistischen 
Konzentrationslager. Akteure, Inhalte, 
Strategien. Berlin 2011, S. 171–189, 
hier, S. 177.
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Wahlen gelten als „Lebens-
grundlage der Demokratie“. 
So heißt es beispielsweise auf 
der Onlinepräsenz des Landes 
Niedersachsens, der „freiheit-
liche demokratische Rechtsstaat 
lebt davon, dass die in regelmä-
ßigen Abständen neu gewählten 
Vertreterinnen und Vertreter des 
ganzen Volkes in freier Diskus-
sion und Abstimmung die für 
das Leben in der Gemeinschaft 
notwendigen Entscheidungen er-
arbeiten“. Doch was tun, wenn 
der gewählte Rat einer Kommune, 
kaum dass er seine Arbeit aufge-
nommen hat, schon wieder damit 

beginnen kann, Augenmerk und 
Anstrengung auf die nächstan-
stehende Wahl zu richten? So ge-
schehen im Wolfsburg der 1950er 
Jahre. Hier fanden einschließlich 
der ersten Bürgerschaftswahl im 
September 1946 – noch unter den 
strengen Wahlgesetzen der briti-
schen Militärregierung – bis April 
1959 insgesamt acht Kommunal-
wahlen statt. Während im rest-
lichen Niedersachsen im Verlauf 
dieser zwölfeinhalb Jahre ab 1948 
im damals noch üblichen Takt von 
vier Jahren gewählt wurde, schär-
te Wolfsburg aus dem üblichen 
Wahlturnus aus. 

Der erste Ausreißer erklärt sich 
über die aufgrund formaler Fehler 
erfolgte Annullierung der Wolfs-
burger Wahl von 1948, die auch 
überregional Wellen schlagen soll-
te. Seinerzeit erlangte die rechts-
nationale Deutsche Rechts-Partei 
(DRP) getragen von mehr als 64 
Prozent der Wählerinnen und 
Wähler einen ebenso unerwarteten 
wie umfassenden Wahlsieg. Da die 
FDP erfolgreich Beschwerde beim 
Wahlprüfungsgericht in Lüneburg 
eingelegt hatte, kam es nach der 
zwischenzeitlichen Einsetzung 
eines Staatskommissars aus Lüne-
burg im Frühjahr 1949 zur Neu-

wahl. Doch schon im November 
1951 wurde die Wolfsburger Be-
völkerung erneut an die Wahl-
urnen gebeten, sodann im No-
vember 1952, im Dezember 1954, 
im Oktober 1956 und im April 
1959. Die drei außerplanmäßigen 
Wahlen der Jahre 1951, 1954 und 
1959 erklären sich wiederum über 
einen Passus aus dem damaligen 
Niedersächsischen Kommunal-
wahlgesetz. Demzufolge sei „eine 
Neuwahl der Gemeindevertretung 
durchzuführen, wenn seit der 
letzten Wahl durch Wanderungs-
bewegungen eine Zu- oder 
Abnahme der Wahlberechtigten 

von mehr als 20 v.[on] H.[undert] 
eingetreten ist“.1 In der Zuwande-
rungsstadt Wolfsburg spielte je-
ner Paragraf mehrfach eine Rolle 
– allein zwischen September 1950 
und Dezember 1958 explodierte 
die Einwohnerzahl von 25.422 auf 
53.793.

Im November 1959 schließlich, 
nachdem bereits im September 
im Rat der Stadt darüber disku-
tiert worden war, erachtete der 
Verwaltungsausschuss der Stadt 
Wolfsburg diese Zustände für 
nicht mehr tragbar und sandte 
am 17. des Monats eine Entschlie-
ßung an den Niedersächsischen 
Landtag. Darin monierten sie 
nicht nur die erheblichen Kosten, 
die mit den stetigen Neuwahlen 
einhergingen, sondern argu-
mentierten darüber hinaus, die 
dichte Wahlfolge sei auch kon-
traproduktiv: „Gerade bei einer 
so sprunghaften Entwicklung 
wie die Stadt Wolfsburg sie auf-
zuweisen hat, muß ein reibungs-
loses Zusammenwirken von Rat 
und Verwaltung unbedingt ge-
währleistet sein. Das ist jedoch 
nicht möglich, wenn die Tätigkeit 
des Rates schon nach kurzer Zeit 
durch Neuwahl unterbrochen 
wird.“2 Doch damit nicht genug, 
heißt es doch in dem von Ober-
bürgermeister Dr. Uwe-Jens Nis-
sen und Oberstadtdirektor Dr. 
Wolfgang Hesse gezeichneten 
Schreiben, dass gerade die Neu-
bürger sich an den Neuwahlen, 
die sie erst notwendig gemacht 
hätten, nicht beteiligten. Da die 
Wahlbeteiligung infolge der ra-
schen Wahlfolge zudem jeweils 
gesunken sei, werde „der Zweck 
der jetzigen Bestimmungen […] 
damit geradezu in sein Gegenteil 
verkehrt“. In Konsequenz wurde 
an den Landtag die Bitte heran-
getragen, eben jenen Passus, der 
die Wolfsburger Bürgerinnen und 
Bürger in die scheinbare Endlos-
schleife des Wählens versetzte, er-
satzlos zu streichen oder wenigs-
tens zu ändern.

Kurioserweise hatte ebendieser 
in der Landtagsdrucksache Nr. 93 
vom 12. November 1959 bereits 
die Änderung des Kommunal-
wahlgesetztes beschlossen: Der 
entsprechende Paragraf werde aus 
„praktischen Erwägungen und 
aus Gründen der Vereinfachung“ 
gestrichen. Die „gewünschte 
Änderung“ war demnach schon 
fünf Tage vor Versandt der Ent-
schließung beschlossene Sache 
beziehungsweise „bereits be-
rücksichtigt“, wie der Lüneburger 
Regierungspräsident Dr. Krause 
Oberstadtdirektor Hesse Anfang 
Dezember schriftlich in Kenntnis 
setzte. Der Wolfsburger Rat sah 
sich somit, wie es die Wolfsburger 
Nachrichten noch ohne Wissen 
über die jüngsten Entwicklungen 
schrieben, von einer „Bürde“ be-
freit, „durch die sie sich in ihrer 
Arbeit zum Wohle der Stadt be-
hindert fühlen“.31

1 StadtA WOB, HA 8844, Bd. 1, Ent-
schließung des Verwaltungsausschus-
ses der Stadt Wolfsburg vom 17. No-
vember 1959.

2 Hier und im Folgenden ebd.
3 „Die Ratsherren bedauern: Zu viele 

Kommunalwahlen. Entschließung an 
Landtag – Wahlgesetz soll geändert 
werden“, in: Wolfsburger Nachrich-
ten vom 20. November 1959 (StadtA 
WOB, HA 8844, Bd. 1).

Die Kommunalwahl als Hamsterrad
VON ALEXANDER KRAUS

Entschließung des Verwaltungsausschusses der Stadt Wolfsburg vom 17. November 1959 (StadtA WOB, HA 8844, Bd. 1)
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Das Jahr 1955 war zweifelsohne 
ein Wendepunkt der Wolfsbur-
ger Stadtgeschichte. Denn im Fe-
bruar hatten sich der Bund, das 
Land Niedersachsen, das Volks-
wagenwerk und die Stadt auf ein 
Vertragswerk geeinigt, mit dem 
die Siedlung am Mittellandkanal 
endlich zur Eigentümerin ihres 
Grund und Bodens geworden war. 
Die sogenannte kommunale Erst-
ausstattung versprach der jungen 
Kommune Rechtssicherheit und 
zeigte zugleich neue Zukunfts-
perspektiven auf. Der Vorgang 
wirkte wie ein Katalysator auf die 
Stadtentwicklung, konnte die Ver-
waltung nun doch fast über den 
gesamten Grund und Boden ver-
fügen. Dank des prosperierenden 
Volkswagenwerks und hoher Ge-
werbesteuereinnahmen verfügte 
die Stadt zugleich über die not-
wendigen finanziellen Mittel, um 
die Errichtung öffentlicher Ge-
bäude zügig voranzutreiben. Be-
reits 1954 war mit dem Rathaus-
wettbewerb ein zentrales Projekt 
auf den Weg gebracht worden. In 
diesem Zusammenhang hatte die 
Stadt auch die Erstellung eines 
Gutachtens über die Gestaltung 
der Porschestraße in Auftrag ge-
geben, die bereits seit längerem 
Gegenstand städtebaulich-archi-
tektonischer Debatten gewesen 
war.

Erstellt hatten das besagte Gut-
achten samt Lageplan neben Pe-
ter Koller, dem Planer der „Stadt 
des KdF-Wagens“, die Architekten 
und Städtebauer Wilhelm Wort-
mann und Rudolf Hillebrecht. 
Letzterer zählte dank seiner Ver-
dienste um den Wiederaufbau 
Hannovers zu den anerkanntesten 
Architekten der Nachkriegszeit 
– 1959 widmete ihm der Spiegel 
sogar eine Titelgeschichte. Das 
Trio war bereits seit der NS-Zeit 
miteinander bekannt. Wortmann, 
der Anfang der 1950er Jahre zu-
sammen mit Hillebrecht in Han-
nover tätig gewesen war, hatte 
bereits 1940 den „Gedanken der 
Stadtlandschaft“ postuliert, der als 
Leitbild den Städtebau der Nach-
kriegszeit prägen sollte. Alle drei 
Gutachter waren gleichermaßen 
von den antimodernen Tenden-
zen der Jahrhundertwende beein-
flusst. Es war ihr Ziel, durch eine 
Versöhnung der scheinbar gegen-
sätzlichen Pole Stadt und Land 
eine als krisenhaft empfundene 
Gegenwart zu überwinden.

Dies wird auch bei der Lektüre 
des Sachverständigengutachtens 
deutlich, in dem sie unter ande-
rem forderten, die „Beziehung zu 
der unmittelbar an die Stadt her-
anreichenden Landschaft“ zu er-
halten. Dass der Stadt „eigentlich 
das Herz“ noch fehle, wie Wilhelm 

Wortmann am 10. März 1955 bei 
der Präsentation ihrer fachlichen 
Einschätzung im Bauausschuss er-
klärte, wurde im Wolfsburg jener 
Jahre zu einem geflügelten Wort. 
Dementsprechend sahen Wort-
mann, Koller und Hillebrecht es 
als ihre zentrale Aufgabe an, den 
„bedeutenden“ Gemeinschafts-
bauten – genannt werden unter 
anderem das Rathaus, das Thea-
ter und das Amtsgericht – „den 
richtigen Platz im Organismus 
der Stadt“ zuzuordnen. Die Orga-
nismus-Metapher ist nicht unge-
wöhnlich, war sie doch unter den 
Architekten verschiedenster poli-
tisch-kultureller Richtungen be-
liebt. Sie ermöglichte es, die Stadt 
in funktionale Einheiten (Organe) 
zu unterteilen und zu gliedern 
und so städtebauliche Probleme 
zu formulieren. Zugleich verdeck-
te das Wortspiel tieferliegende 
Ziele der Stadtplanung, die nur 
allzu häufig von ökonomischen 
und politischen Interessen be-
stimmt werden. 

Auch die Metapher vom „Herz“ 
der Stadt war nicht neu, sondern 
der Städtebaulehre des 19. Jahr-
hunderts entlehnt. Denn schon 
der österreichische Architekt 
Camillo Sitte hatte so in seinen 
Arbeiten das Machtzentrum der 
Stadt beschrieben. „Ohne das 
Herz kann die Stadt nicht überle-

ben, das Herz gibt für alle einzel-
nen Teile den Takt vor und muss 
von außen her mit Blut versorgt 
werden. Nach alter Vorstellung 
ist das Herz der Sitz der Emotio-
nen oder der Persönlichkeit eines 
Menschen“, schreibt die Archi-
tekturhistorikerin Sonja Hnilica. 
Dementsprechend musste sich 
dort, wo sich das „Herz“ der Stadt 
befinden sollte, eine Reihe be-
deutender Gemeinschaftsbauten 
finden, weil dieser Ort Charakter 
und Wesen Wolfsburgs repräsen-
tieren musste.

Die Gutachter schlugen daher 
eine Konzentration wichtiger öf-
fentlicher, aber auch privater Bau-
ten wie Geschäfte, Gaststätten und 
Läden am Südende der Porsche-
straße vor, wo mit Rathaus und 
Marktplatz die neue Stadtmitte 
entstehen sollte. Dort sei „alles zu 
konzentrieren“, keinesfalls dürfe 
man den Fehler machen und die-
se „einmalige Möglichkeit durch 
ein Auseinanderlaufen völlig un-
ausgeschöpft zu lassen“. Reine 
Wohnbauten sollten hingegen im 
Bereich der Porschestraße nicht 
zugelassen werden.

In der Konzeption der drei 
Sachverständigen sollte in Wolfs-
burg eine lebendige, heterogene 
Mitte entstehen, die der demo-
kratisch-liberalen Gesellschaft der 
Bundesrepublik entsprach: „In 

vollem Zusammenklang der öf-
fentlichen Bauten mit den Bauten 
des kulturellen und wirtschaft-
lichen Lebens beruht zu einem 
wesentlichen Teil die Atmosphä-
re, die das Wesen einer Stadt aus-
macht.“ Städtebaulich besonders 
wichtig sei zudem die Blickver-
bindung vom südlichen Ende der 
Porschestraße zum Schloss Wolfs-
burg, für die sich insbesondere 
Koller vehement einsetzte. Der 
Klieversberg wiederum sollte ein 
„zentraler Stadtpark“ werden, sein 
Grün bis in die Porschestraße und 
die Stadtmitte hereinreichen.

Das Gutachten wurde schließ-
lich durch Ratsbeschluss vom 31. 
März 1955 zum Teilbebauungs-
plan erklärt, die künftige Gestal-
tung der Porschestraße war da-
mit in ihren Umrissen festgelegt. 
Unabhängig davon hatte manche 
Feststellung nicht lange Bestand. 
Die Sichtverbindung zwischen 
Schloss Wolfsburg und der Por-
schestraße beispielsweise ist längst 
aufgegeben. Auch den Gutachtern 
scheint die eigene Vergänglichkeit 
bewusst gewesen zu sein, stellten 
sie doch am Ende fest, es gehöre 
„zum Wesen städtebaulicher Pla-
nungen“, dass Pläne „eine länge-
re Zeitspanne brauchen, um sich 
zu vollenden“ und daher „bei der 
Verwirklichung elastisch bleiben“ 
müssen.

StadtA WOB, S 24 (3), Bd. 1, Städtebauliches Gutachten (1955), Anlage 1, Lageplan 1:5000

„… es fehlt eben dieser Stadt noch das, was sozusagen 
eigentlich das Herz einer Stadt ausmacht.“
DAS „STÄDTEBAULICHE GUTACHTEN ÜBER DEN STADTKERN VON WOLFSBURG“ VOM MÄRZ 1955

VON MARCEL GLASER
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Mit dem Ende des Zweiten Welt-
krieges etablierten sich auch im 
Nachkriegsdeutschland erste Ver-
folgtenorganisationen. Im Jahr 
1954 schlossen sich verschiede-
ne Landesverbände des Bundes 
der Verfolgten des Naziregimes 
(BVN) zum Zentralverband de-
mokratischer Widerstandskämp-
fer- und Verfolgtenorganisatio-
nen (ZDWV) zusammen. Einer 
dieser Landesverbände ist der 
in Schleswig-Holstein ansässige 
Verband demokratischer Wider-
standskämpfer und Verfolgter 
(VDWV), dem damals Leonhard 
Schwarz, ein NS-Widerstands-
kämpfer, als 1. Landesvorsitzen-
der vorsaß. Die Abbildung zeigt 
ein von eben diesem Leonhard 
Schwarz im Namen des VDWV 
verfasstes Schreiben vom 17. Sep-
tember 1966, in dem er sich im 
Namen des Vereins an die kom-
munale Doppelspitze Wolfsburgs 
wandte: Oberstadtdirektor Gün-
ter Balk und Oberbürgermeister 
Hugo Bork. Dem VDWV war 
aufgefallen, dass „der Geburtsort 

der in der Zeit vom 1.7.1938 bis 
27.6.1945 in Wolfsburg Gebore-
nen in Personenstandsurkunden 
und Ausweispapieren noch im-
mer mit ‚Stadt des KdF-Wagens‘ 
geführt“ werde. Ob es zu einem 
Austausch zwischen der Stadt 
Wolfsburg und dem VDWV kam, 
ist anhand der Quellenlage nicht 
mehr zu rekonstruieren.

Tatsächlich wurde die Stadt 
Wolfsburg einst am 1. Juli 1938 
als „Stadt des KdF-Wagens bei 
Fallersleben“ gegründet und we-
nige Tage nach Kriegsende wäh-
rend der ersten Stadtverordneten-
versammlung, die noch durch die 
amerikanischen Militärbehörden 
eingesetzt worden war, am 25. 
Mai 1945 in Anlehnung an das 
Schloss Wolfsburg in „Wolfsburg“ 
umbenannt. Schon zuvor waren 
im April im Zuge der beginnen-
den Entnazifizierung zahlreiche 
Wolfsburger Straßen umbenannt 
worden. Zwar zielte die durch die 
vier Siegermächte in allen Teilen 
Deutschlands lancierte Entnazi-
fizierungspolitik primär auf die 

Entfernung politisch belasteter 
Personen aus den Ämtern, um-
fasste aber auch nationalsozialis-
tische Gesetze, Organisationen 
und Symbole. Ganz offenbar er-
fasste sie jedoch nicht alle Ebe-
nen der Verwaltung. Dies war 
Schwarz zufolge in anderen Städ-
ten, die während der NS-Zeit 
vergleichbare ehrende Zusätze 
bekamen, nicht der Fall: So habe 
München schon kurz nach dem 
„Zusammenbruch“ auf den Zu-
satz „Hauptstadt der Bewegung“ 
verzichtet, und auch Nürnberg 
habe davon abgesehen, weiter auf 
offiziellen Papieren als „Stadt der 
Reichsparteitage“ zu firmieren. 

Schwarz setzte daher zu einem 
kurzen, aber sicherlich schmerz-
vollen Schlag an, für den er sich 
einer gewieften Strategie bedien-
te: Einerseits verwies er mit weni-
gen Worten auf den „guten Ruf “, 
den die Stadt Wolfsburg genieße, 
womit er auf die eng mit dem 
‚Wirtschaftswunder‘ verbundene 
Stadtwahrnehmung abzielte. Die-
sem setzte er jedoch sogleich den 
schalen Beigeschmack entgegen, 
den für viele der enttäuschten 
und „betrogenen Volkswagen-
sparer“ der „KdF-Wagen“ noch 
immer habe. Bis 1945 hatten 
knapp 337.000 Kaufinteressenten 
mit Sparmarken auf einen „KdF-
Wagen“ gespart, von denen kein 
einziger jemals ausgeliefert wor-
den ist. Daher klagten nach Ende 
des Zweiten Weltkriegs viele ehe-
malige Sparer auf die Lieferung 
ihrer Fahrzeuge oder eine ent-
sprechende Rückerstattung, da-
runter auch der Hilfsverein ehe-
maliger Volkswagensparer (HEV). 
Im Namen des HEV reichte des-
sen Gründer Karl Stolz Anfang 
1949 beim Landgericht Hildes-
heim Klage ein. Es sollte zwölf 
ärgerliche Jahre dauern, bis der 
VW-Konzern und der HEV einen 
Vergleich vor dem Bundesge-
richtshof erzielte.

Das Schreiben von Leonhard 
Schwarz ist in das aufkommen-
de Vergangenheitsbewusstsein 
der 1960er einzuordnen, wäh-
rend derer der Holocaust und 
die NS-Verbrechen durch den 
Eichmannprozess wie auch die 
Frankfurter Auschwitzprozesse 
mehr und mehr ins Zentrum der 
gesellschaftlichen Wahrnehmung 
rückten. Das Bestreben danach, 
die Vergangenheit aufzuarbeiten, 
zugleich aber auch die neugewon-
nene Demokratie zu gestalten 
und eine Gesellschaft mit einem 
menschenwürdigen Grundgesetz 
zu erschaffen, erklärt vermutlich 
auch das Nachforschen von Ver-
einen wie dem VDWV, der mit 
seiner Anfrage auf ein zentrales 
Element der nationalsozialisti-
schen Machtpolitik, die Sprache, 
abzielte, da „die in Rede stehen-
de Bezeichnung [‚Stadt des KdF-
Wagens‘] eben immer wieder 
eine nationalsozialistische Ein-
richtung anspricht“.

Luisa Teresa Gedenk absolvierte 
ein Freiwilliges Soziales Jahr Kul-
tur (2021/22) im Institut für Zeit-
geschichte und Stadtpräsentation.

Entnazifizierung der Verwaltungssprache 
VON LUISA TERESA GEDENK

StadtA WOB, HA 36

Stadtarchive haben sich in den 
letzten 20 bis 30 Jahren sukzes-
sive von einem „Gedächtnis der 
kommunalen Verwaltung“ zu 
einem „Gedächtnis der Stadt-
gesellschaft“ weiterentwickelt.* 
Sie nehmen nun auch vermehrt 
kultur-, informations- und bil-
dungspolitische Aufgaben war. 
Laut Positionspapier der Bundes-
konferenz der Kommunalarchive 
aus dem Jahr 2002 ist ihre Rol-
le im demokratischen Staat als 
„kommunales Gedächtnis“ aktiv 
zu verstehen.1 Mit dieser selbst-
gegebenen Funktion ist in Konse-
quenz eine Öffnung der einstigen 
„Festung Archiv“ verbunden. Die 
angestrebte Nähe zu den Besu-
cherinnen und Besuchern grün-
det auf der Einsicht, dass Stadt-
gesellschaften alles andere als 
statisch, vielmehr fortwährend 
im Fluss sind, die klassischen 
kommunalen Akten diesen kon-
statierten Wandel jedoch oftmals 
nicht abdecken. Unter den Stich-
worten „Offenes Archiv“ und 
„Partizipation“ wird daher aktiv 
versucht, Sammlungsbestände zu 
erweitern und die Bürgerschaft 
an diesen Prozessen zu beteili-
gen. Dies gilt auch und insbeson-
dere für Menschen mit Zuwande-
rungserfahrung.

Die Kernaufgabe kommuna-
ler Archive besteht in der Über-
nahme kommunalen Schriftguts. 
Solange aber Zuwanderung re-
spektive Migration in all ihren 
Facetten sowie die für alle Be-
teiligten damit verbundenen He-
rausforderungen nicht als eige-
ner Aspekt der Stadtentwicklung 
durch die Verwaltung wahrge-
nommen werden, werden die-
se Prozesse nicht dokumentiert 
und archiviert. Da im Kontext 
bundesdeutscher Migrationsge-
schichte jahrzehntelang auf kom-
munaler Ebene nicht spezifisch 
gesammelt wurde, gilt es nun, die 
entstandenen Leerstellen aufzu-
füllen. Die Historikerin Sandra 
Kostner plädiert entsprechend 
für eine diversitätsorientierte 
Partizipation und Öffnung kul-
tureller Einrichtungen für bislang 
unterrepräsentierte gesellschaft-
liche Gruppen. Sie weist zurecht 

Migrationsgeschichte 
archivieren
VON ALEKSANDAR NEDELKOVSKI

daraufhin, dass Migrant*in-
nen keine kulturell homogene 
Gruppe darstellen, sondern aus 
unterschiedlichen politischen 
Systemen und verschiedenen so-
zioökonomischen Lebenslagen 
kommen.2 Sogenannte Gastarbei-
ter*innen, Spätaussiedler*innen 
oder Geflüchtete haben alle ihre 
persönlichen Beweggründe zur 
Migration, die jeweils keineswegs 
allein monokausal soziopolitisch, 
demografisch, wirtschaftlich oder 
über Umweltfaktoren zu erklären 
sind. Entsprechend bringen sie 
unterschiedliches kulturelles, so-
ziales oder ökonomisches Kapital 
mit in das Ankunftsland.

In der Bundesrepublik haben – 
Stand 2020 – annähernd 21,9 Mil-
lionen Menschen und damit mehr 
als ein Viertel der 81,9 Millionen 
Einwohner*innen eine Zuwan-
derungsgeschichte.3 Die Plurali-
tät der bundesrepublikanischen 
Gesellschaft kann auch durch 
die Kommunalarchive nicht län-
ger ignoriert werden. Zuwande-
rungsgeschichte ebenso wie Zu-
wanderungsgeschichten müssen 
durch sie gesammelt, die Lebens-
geschichte der Migrant*innen ar-
chiviert und überliefert werden, 
um die Sichtbarkeit bislang mar-
ginalisierter Zuwanderungsgrup-
pen im öffentlichen Diskurs zu 
erhöhen. Ohne Archive findet 
keine gesicherte Tradierung statt. 

Für die Stadt Wolfsburg gilt, 
dass die Geschichte der soge-
nannten Heimatvertriebenen 
aus den ehemaligen Ostgebieten 
des Deutschen Reiches sowie 
der SBZ-Flüchtlinge gut doku-
mentiert ist. Gleiches gilt für die 
der italienischen „Gastarbeiter“, 
wozu diese schon früh selbst aktiv 
beigetragen haben. Ganz anders 
sieht das jedoch beispielsweise 
für die tunesischen „Gastarbei-
ter“ aus, der zweiten großen 
Gruppe an Arbeitsmigranten, 
die ab 1970 in die Stadt am Mit-
tellandkanal kam. Hier klaf-
fen ebenso große Lücken in der 
Überlieferung wie für Portugie-
sen*innen, Spanier*innen, Grie-
chen*innen, Jugoslawen*innen 
oder auch Lateinamerikaner*in-
nen, die in unterschiedlich gro-
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ßer Zahl zu verschiedenen Zeiten 
nach Wolfsburg gekommen sind. 
Sie betreffende Akten sucht man 
im Stadtarchiv vergeblich. Dies 
zeigt sich in Konsequenz auch 
in der historiografischen Auf-
arbeitung der städtischen Migra-
tionsgeschichte, in der diese Mi-
grantengruppen lange Zeit keine 
Rolle spielten.4 Diesen Umstand 
versucht das Institut für Zeitge-
schichte und Stadtpräsentation, 
zu dem das Stadtarchiv Wolfs-
burg gehört, aktuell zu ändern: 
Sammlungsstrategien sollen neu 
gedacht werden, wobei verstärkt 
auf Oral-History-Projekte ge-
setzt werden wird. Der Zugang 
zum Archiv muss jedoch niedrig-
schwellig bleiben, der bürokrati-
sche Akt auf ein Minimum redu-
ziert sein. 

Mit dem geplanten Bau des Ge-
denk- und Lernorts KZ-Außenla-
ger Laagberg hat sich in Wolfsburg 
eine neue Ebene geöffnet, auf der 
Migrationsgeschichte erzählt und 
vermittelt werden kann. Dazu ist 
zunächst zu konstatieren: Für vie-
le Migrant*innen ist die Geschich-
te des Nationalsozialismus gleich-
bedeutend mit der Geschichte der 
Deutschen. Häufig heißt es: „Da-
mit haben wir nichts zu tun.“ Es 
müssen folglich neue Zugänge der 
Aufarbeitung des NS-Unrechts 
erschlossen werden, schließlich 
ist dies eine gesamtgesellschaft-
liche Aufgabe. Laut dem Bericht 

* Der Beitrag entstand im Rahmen der  
Jahrestagung „Entwicklungsperspek-
tiven der Demokratiegeschichte“ der 
AG Orte der Demokratiegeschichichte, 
Oktober 2021.

1 http://www.bundeskonferenz-kom-
munalarchive.de/empfehlungen/P_
das_Kommunalarchiv_BV.pdf.

2 Sandra Kostner, „Partizipation durch 
Diversitätsorientierung. Öffnung 
kultureller Einrichtungen für bislang 
unterrepräsentierte gesellschaftliche 
Gruppen“, in: Roland Deigendesch /
Peter Müller (Hg.), Archive und Mi-
gration, Vorträge des 73. Südwest-
deutschen Archivtags am 21. und 22. 
Juni 2013 in Stuttgart. Stuttgart 2014, 
S. 18–24.

3 Sachverständigenrat deutscher Stif-
tungen für Integration (Hg.), Fakten 
zur Einwanderung in Deutschland. 
10. November 2021, aktualisierte Fas-
sung, online abrufbar unter https://
www.svr-migration.de/publikatio-
nen/fakten-zur-einwanderung-in-
deutschland/ [15.11.2021].

4 Exemplarisch hierfür: Manfred Grie-
ger, Zuwanderung und junge Indust-
riestadt. Wolfsburg und die Migranten 
seit 1938, in: Niedersächsisches Jahr-
buch für Landesgeschichte, Bd. 81 
(2009), S. 177–221. 

5 https://www.unhcr.org/dach/de/ser-
vices/statistiken

des Hohen Flüchtlingskommissars 
der Vereinten Nationen waren 
Ende 2020 82,4 Millionen Men-
schen auf der Flucht vor Krieg, 
Hunger und Gewalt.5 Flucht-, 
Diktatur- oder Kriegserfahrun-
gen sind keine neuartigen Phäno-
mene. Nicht nur die Flüchtlinge 
und Vertriebenen, die 1945 nach 
Wolfsburg kamen, haben solche 
Erfahrungen mitgebracht. Auch 
ein Teil der Tunesier*innen kam 
nicht nur wegen der Arbeit in 
die Stadt, sondern mitunter eben 
auch, um dem damaligen Präsi-
denten Bourguiba und der Dikta-
tur in ihrem Land zu entkommen. 
Gleiches gilt für Spanien unter 
Franco, Portugal unter Salazar, 
Jugoslawien unter Tito oder Grie-
chenland unter dem Regime der 
Obristen sowie die lateinameri-
kanischen Diktaturen in Argenti-
nien, Brasilien, Bolivien, Chile et 
cetera. Die Liste ließe sich gewiss 
noch erweitern. Genau an diesem 
Punkt sollten Archive, Gedenk-
stätten und Lernorte ansetzen 
und beispielsweise unterschiedli-
che Diktaturerfahrungen sichtbar 
machen. Über diesen Weg kann 
das Bewusstsein dafür geschaffen 
werden, dass auch die NS-Ge-
schichte etwas mit der Geschichte 
von Migrant*innen zu tun haben 
kann – jedenfalls dann, wenn wir 
sie vergleichend über individuelle 
Lebenswege analysieren und er-
zählen. 

Innerhalb der sich anschlie-
ßenden Diskussion auf der Jah-
restagung wurde das Thema in-
sofern weitergedacht, als nicht 
alleine nach Diktaturerfahrungen 
zugewanderter Menschen gefragt 
werden solle, sondern bewusst 
auch nach Demokratieerfahrun-
gen, die sie aus ihren Herkunfts-
ländern mitgebracht haben, und 
ihren jeweiligen Demokratieer-
wartungen. Hier eröffnete sich 
auch ein weiterer Anknüpfungs-
punkt an die NS-Geschichte: 
Indem nach den Demokratier-
fahrungen und dem Demokra-
tieverständnis derjenigen Men-
schen gefragt wird, die vor, ab 
oder nach 1933 Deutschland ver-
lassen mussten, nach Kriegsende 
jedoch wieder nach Deutschland 
zurückgekehrt sind. Welche Rol-
le spielten deren Erfahrungen 
im politischen und gesellschaft-
lichen System der Bundesrepu-
blik? Daran anknüpfend stellte 
sich im Diskussionsverlauf die 
Frage nach den spezifischen Or-
ten, an denen Demokratie über-
haupt erfahrbar wird. Ausgehend 
von einem Demokratiebegriff, 
der demokratische Prozesse au-
ßerhalb des parlamentarischen 
Systems mitdenkt, zählen neben 
Gedenkstätten, Gewerkschaften 
oder auch Einrichtungen der his-
torisch-politischen Bildungsar-
beit auch Schulen, Jugendzentren 
oder spezifische Einrichtungen 

innerhalb der Verwaltung zu den 
Orten der Demokratie. Wenn die 
Kommunalarchive ihrer stadtge-
sellschaftlichen Verantwortung 
gerecht werden wollen, sie sich 
ebenfalls als Ort der Demokra-
tie verstehen, kommen sie um 
eine Öffnung gegenüber plura-
len Migrationserfahrungen nicht 
umhin.

Demnächst
Texte zur Geschichte Wolfsburgs Band 
43, Alexander Kraus/Christoph Lorke 
(Hg.), Zeitgenössische Kunst fördern 
und vermitteln. Neugründungen von 
Kunstvereinen in der Bundesrepublik 
nach 1945/49. Hannover 2022.

Die Nachkriegszeit der Bundesre-
publik war geprägt von vielfältigen 
Aufbrüchen in allen denkbaren ge-
sellschaftlichen Bereichen – ganz 
besonders auch in dem der Kultur. 
Die erstmals 1955 realisierte docu-
menta steht dabei sinnbildlich für 
eine Öffnung hin zur zeitgenös-
sischen Kunst. Doch verstellt der 
Blick auf die international ange-
legte Großausstellung den auf jene 
Entwicklungen, die sich in zahlrei-
chen Städten quer durch die Bun-
desrepublik ereigneten: die durch 
unterschiedliche Akteure ange-
stoßene Gründung von Kunst-
vereinen. Rasch entwickelten sich 
diese Institutionen zu vielfältigen 
Begegnungsstätten und Präsen-
tationsplattformen für die zeit-
genössische bildende Kunst. Sie 
wurden so zu Mittlern zwischen 
Künstlerinnen wie Künstlern und 
der interessierten Öffentlichkeit. 
Innerhalb dieses Bandes wird am 
Beispiel verschiedener Kunstver-
eine aus niedersächsischen und 
nordrhein-westfälischen Indust-
riestädten die Bedeutung dieser 
lokalen Kulturinstitutionen ver-
gleichend rekonstruiert.

Mit Texten von Meike Becker, Ralf 
Bureck, Yasmin Dagili, Dennis 
Everwin, Jaantje Mieke Gebauer, 
Sarah Golka, Fridolin Gutt, Ma-
ximilian Hake, Leon Huffer, Ka-
tharina Isaak, Alexander Kraus, 
Christoph Lorke, Sabeth Medea 
Lücke, Xenia Rukosujew, Jolanda 
Saal.

Der tunesische „Gastarbeiter“ Jilani Amiri in Kästorf 1970, Foto: Jilani Amiri


